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Abchasien

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlängerung
des Mandats der Beobachtermission der Verein-
ten Nationen in Georgien (UNOMIG). – Reso-
lution 1554(2004) vom 29. Juli 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine einschlägigen Re-

solutionen, insbesondere die Resolution 1524
vom 30. Januar 2004,

– den Bericht des Generalsekretärs vom 14. Juli
2004 begrüßend,

– unter Hinweis auf die Schlußfolgerungen der
Gipfeltreffen der Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) von
Lissabon (S/1997/57, Anlage) und von Istan-
bul zur Situation in Abchasien (Georgien),

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem am 9. Dezember 1994 verabschiede-
ten Übereinkommen über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netem Personal,

– missbilligend, daß die Urheber des Anschlags
auf einen Hubschrauber der Beobachtermissi-
on der Vereinten Nationen in Georgien (UNO-
MIG) am 8. Oktober 2001, bei dem die neun
Menschen an Bord ums Leben kamen, noch
immer nicht ermittelt worden sind,

– betonend, daß das weitere Ausbleiben von Fort-
schritten in Schlüsselfragen einer umfassenden
Regelung des Konflikts in Abchasien (Georgi-
en) unannehmbar ist,

– jedoch erfreut darüber, daß die regelmäßigen
Tagungen auf hoher Ebene der Gruppe der
Freunde in Genf und die georgisch-russischen
Gipfeltreffen eine positive Dynamik in den von
den Vereinten Nationen angeführten Friedens-
prozeß gebracht haben,

– erfreut über die wichtigen Beiträge, die die
UNOMIG und die Gemeinsamen Friedens-
truppen der Gemeinschaft Unabhängiger Staa-
ten (GUS-Friedenstruppe) zur Stabilisierung der
Lage in der Konfliktzone geleistet haben, und
betonend, wie sehr ihm an der engen Zusam-
menarbeit zwischen ihnen bei der Wahrneh-
mung ihres jeweiligen Mandats gelegen ist,

1. bekräftigt das Bekenntnis aller Mitgliedstaaten
zur Souveränität, Unabhängigkeit und territo-
rialen Unversehrtheit Georgiens innerhalb sei-
ner international anerkannten Grenzen sowie die
Notwendigkeit, den Status Abchasiens inner-
halb des Staates Georgien in strikter Überein-
stimmung mit diesen Grundsätzen festzulegen;

2. würdigt und unterstützt mit Nachdruck die nach-
haltigen Anstrengungen, die der Generalsekre-
tär und seine Sonderbeauftragte mit Hilfe der
Russischen Föderation in ihrer Eigenschaft als
Vermittler sowie mit Hilfe der Gruppe der
Freunde des Generalsekretärs und der OSZE
unternehmen, um die Stabilisierung der Lage
zu fördern und eine umfassende politische Re-
gelung herbeizuführen, die auch eine Regelung
des politischen Status Abchasiens innerhalb
des Staates Georgien einschließen muß;

3. wiederholt seine Unterstützung des Dokuments
über die ›Grundprinzipien für die Kompetenz-

aufteilung zwischen Tiflis und Suchumi‹ und
des dazugehörigen Übermittlungsschreibens,
das von allen Mitgliedern der Gruppe der Freun-
de und mit ihrer vollen Unterstützung abgefaßt
wurde;

4. bedauert zutiefst die fortdauernde Weigerung
der abchasischen Seite, Gesprächen über den
Inhalt des Dokuments zuzustimmen, fordert die
abchasische Seite erneut mit allem Nachdruck
auf, das Dokument und das dazugehörige Über-
mittlungsschreiben entgegenzunehmen, fordert
beide Parteien nachdrücklich auf, das Doku-
ment und das Schreiben sodann eingehend und
mit offenem Blick zu prüfen und in konstrukti-
ve Verhandlungen über ihren Inhalt einzutre-
ten, und fordert alle, die Einfluß auf die Partei-
en haben, nachdrücklich auf, auf dieses Ergeb-
nis hinzuwirken;

5. bedauert außerdem, daß bei der Aufnahme von
Verhandlungen über den politischen Status kei-
ne Fortschritte erzielt worden sind, und erinnert
erneut daran, daß diese Dokumente dem Zweck
dienen, die Durchführung ernsthafter Verhand-
lungen zwischen den Parteien, unter der Füh-
rung der Vereinten Nationen, über den Status
Abchasiens innerhalb des Staates Georgien zu
erleichtern und daß sie keinen Versuch darstel-
len, den Parteien eine bestimmte Lösung aufzu-
zwingen oder zu diktieren;

6. fordert die Parteien auf, nichts unversucht zu
lassen, um ihr gegenseitiges Mißtrauen zu über-
winden und unterstreicht, daß beide Seiten Zu-
geständnisse machen müssen, wenn der Ver-
handlungsprozeß zu einer für beide Seiten an-
nehmbaren dauerhaften politischen Lösung füh-
ren soll;

7. begrüßt es, daß die georgische Seite sich auf ei-
ne friedliche Beilegung des Konflikts verpflich-
tet hat, und fordert beide Parteien auf, sich öf-
fentlich von jedweder militanten Rhetorik und
Unterstützungbekundungen für militärische Lö-
sungen zu distanzieren;

8. erinnert alle Beteiligten daran, daß sie alles un-
terlassen sollen, was den Friedensprozeß be-
hindern könnte;

9. begrüßt die Veranstaltung regelmäßiger Tagun-
gen hochrangiger Vertreter der Gruppe der
Freunde und der Vereinten Nationen in Genf,
bedauert, daß die abchasische Seite an der letz-
ten Tagung nicht teilgenommen hat, sieht aber
der konstruktiven Teilnahme der Parteien an den
bevorstehenden Tagungen mit Erwartung ent-
gegegen;

10. fordert die Parteien nachdrücklich auf, an den
auf der ersten Genfer Tagung eingerichteten
Arbeitsgruppen (zur Behandlung von Fragen in
den vorrangigen Bereichen der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit, der Rückkehr der Binnenver-
triebenen und Flüchtlinge sowie politischer und
sicherheitsbezogener Fragen), die durch die in
Sotschi im März 2003 eingerichteten Arbeits-
gruppen ergänzt wurden, aktiver, regelmäßiger
und in einer strukturierteren Weise mitzuwir-
ken, und wiederholt, daß ergebnisorientierte Tä-
tigkeiten in diesen drei vorrangigen Bereichen
nach wie vor von entscheidender Bedeutung für
die Schaffung einer gemeinsamen Grundlage
zwischen der georgischen und der abchasischen

Seite und letztendlich für den Abschluß ernst-
hafter Verhandlungen über eine umfassende
politische Regelung auf der Grundlage des Do-
kuments ›Grundprinzipien für die Kompetenz-
aufteilung zwischen Tiflis und Suchumi‹ und
des dazugehörigen Übermittlungsschreibens
sind;

11. legt den beiden Seiten in diesem Zusammen-
hang nahe, ihre Erörterungen über Sicherheits-
garantien fortzusetzen, und begrüßt die zu die-
ser Frage am 20. Mai in Suchumi abgehaltene
Tagung;

12. fordert die Parteien erneut auf, konkrete Schrit-
te zu unternehmen, um den Friedensprozeß un-
ter allen seinen hauptsächlichen Aspekten neu
zu beleben, einschließlich ihrer Arbeit im Ko-
ordinierungsrat und seinen einschlägigen Me-
chanismen, auf den Ergebnissen des im März
2001 in Jalta abgehaltenen Treffens über ver-
trauensbildende Maßnahmen (S/2001/242) auf-
zubauen, die bei diesem Anlass vereinbarten
Vorschläge zielstrebig und kooperativ umzu-
setzen und die Abhaltung einer vierten Konfe-
renz über vertrauensbildende Maßnahmen zu er-
wägen;

13. betont, daß in der Frage der Flüchtlinge und
Binnenvertriebenen dringend Fortschritte er-
zielt werden müssen, fordert beide Seiten auf,
zu zeigen, daß sie wirklich entschlossen sind,
deren Rückkehr besondere Aufmerksamkeit zu
widmen und diese Aufgabe in enger Koordi-
nierung mit der UNOMIG und im Benehmen
mit dem UNHCR und der Gruppe der Freunde
in Angriff zu nehmen;

14. fordert die rasche Fertigstellung und Unter-
zeichnung der von der Sonderbeauftragten des
Generalsekretärs vorgeschlagenen Absichtser-
klärung über die Rückkehr und begrüßt die vor
kurzem veranstalteten Tagungen, an denen die
Sonderbeauftragte, das UNHCR und die Ar-
beitsgruppe von Sotschi für Flüchtlinge und
Binnenvertriebene teilgenommen haben;

15. bekräftigt, daß die aus dem Konflikt hervorge-
henden demographischen Veränderungen un-
annehmbar sind, bekräftigt außerdem das un-
veräußerliche Recht aller von dem Konflikt be-
troffenen Flüchtlinge und Binnenvertriebenen,
in Sicherheit und Würde an ihre Heimstätten
zurückzukehren, im Einklang mit dem Völker-
recht und gemäß dem Vierparteienübereinkom-
men vom 4. April 1994 (S/1994/397, Anlage
II) und der Erklärung von Jalta;

16. erinnert daran, daß die abchasische Seite eine
besondere Verantwortung für den Schutz der
Rückkehrer und die Erleichterung der Rück-
kehr der restlichen vertriebenen Bevölkerungs-
gruppen trägt;

17. begrüßt den Bericht der Mission, die unter der
Leitung des Entwicklungsprogramms der Ver-
einten Nationen in der Region Gali durchge-
führt wurde (Dezember 2003), um die Durch-
führbarkeit eines nachhaltigen Normalisierungs-
prozesses für die örtliche Bevölkerung und für
mögliche Rückkehrer zu bewerten und weitere
Maßnahmen zur Verbesserung der allgemei-
nen Sicherheitsbedingungen und zur Gewähr-
leistung einer dauerhaften Rückkehr aufzuzei-
gen, und sieht weiteren Konsultationen des
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UNDP und der UNOMIG mit den Parteien im
Hinblick auf die Umsetzung ihrer Empfehlun-
gen mit Interesse entgegen;

18. fordert die Parteien erneut nachdrücklich auf,
die Empfehlungen der im Sektor von Gali durch-
geführten gemeinsamen Bewertungsmission
(November 2000) umzusetzen, bedauert, daß
trotz der positiven Aufnahme, die diese Emp-
fehlungen auf der ersten Genfer Tagung bei den
Parteien gefunden haben, keine entsprechen-
den Fortschritte zu verzeichnen waren, und for-
dert die abchasische Seite abermals auf, der
möglichst baldigen Eröffnung einer in Gali an-
gesiedelten Außenstelle des Menschenrechts-
büros in Suchumi zuzustimmen und entspre-
chende Sicherheitsbedingungen zu schaffen, da-
mit sie ungehindert arbeiten kann;

19. bekundet seine Besorgnis darüber, daß trotz
des Beginns der Dislozierung eines Zivilpoli-
zeianteils der UNOMIG, der in der Resolution
1494(2003) gebilligt und von den Parteien ver-
einbart worden war, die Dislozierung der übri-
gen Polizeibeamten im Sektor von Gali noch
immer nicht stattgefunden hat, und fordert die
abchasische Seite auf, die rasche Dislozierung
des Polizeianteils in dieser Region zuzulassen;

20. fordert insbesondere die abchasische Seite auf,
die Anwendung der Gesetze unter Einbezie-
hung der örtlichen Bevölkerung zu verbessern
und dem Umstand abzuhelfen, daß die Ange-
hörigen der georgischen Volksgruppe keinen
Unterricht in ihrer Muttersprache erhalten;

21. begrüßt die Maßnahmen, die die georgische
Seite ergriffen hat, um den Aktivitäten illegaler
bewaffneter Gruppen ein Ende zu bereiten, und
ermutigt zur Fortführung dieser Bemühungen;

22. verurteilt alle Verstöße gegen die Bestimmun-
gen des Moskauer Übereinkommens vom 14.
Mai 1994 über eine Waffenruhe und die Trup-
penentflechtung (S/1994/583, Anlage I);

23. begrüßt die weiterhin anhaltende relative Ruhe
im Kodori-Tal und verurteilt die Tötung und
Entführung von Zivilpersonen sowie den An-
griff auf einen GUS-Kontrollpunkt im Sektor
von Gali;

24. fordert die Parteien nachdrücklich auf, die Be-
stimmungen der am 19. Januar 2004 und 8. Ok-
tober 2003 unterzeichneten Protokolle über Si-
cherheitsfragen im Sektor von Gali einzuhal-
ten, ihre regelmäßigen Treffen fortzusetzen und
enger zusammenzuarbeiten, um die Sicherheit
in dem Sektor von Gali zu verbessern;

25. fordert die georgische Seite auf, umfassende
Sicherheitsgarantien zu gewähren, um eine un-
abhängige und regelmäßige Überwachung der
Lage im oberen Kodori-Tal durch gemeinsame
UNOMIG- und GUS-Friedenssicherungspa-
troullien zu ermöglichen;

26. unterstreicht, daß beide Seiten die Hauptver-
antwortung dafür tragen, angemessene Sicher-
heit und die Bewegungsfreiheit der UNOMIG,
der GUS-Friedenstruppe und des sonstigen in-
ternationalen Personals zu gewährleisten; ver-
urteilt in dieser Hinsicht mit allem Nachdruck
die wiederholten Entführungen von Personal
dieser Missionen in der Vergangenheit, miß-
billigt entschieden, daß keiner der Täter je er-
mittelt und vor Gericht gestellt wurde, und wie-
derholt erneut, daß die Parteien die Verantwor-
tung dafür tragen, dieser Straflosigkeit ein En-
de zu setzen;

27. fordert die Parteien abermals nachdrücklich
auf, alle erforderlichen Schritte zu unternehmen,
um diejenigen, die für den Abschuß eines UN-
OMIG-Hubschraubers am 8. Oktober 2001 ver-
antwortlich sind, zu ermitteln und vor Gericht

zu stellen, und die Sonderbeauftragte des Ge-
neralsekretärs über die unternommenen Schrit-
te zu informieren;

28. beschließt, das Mandat der UNOMIG um einen
weiteren, am 31. Januar 2005 endenden Zeit-
raum zu verlängern, vorbehaltlich einer mögli-
chen Überprüfung ihres Mandats durch den Rat
für den Fall, daß im Mandat der GUS-Frieden-
struppe Änderungen vorgenommen werden;

29. ersucht den Generalsekretär, den Rat auch wei-
terhin regelmäßig unterrichtet zu halten und
ihm drei Monate nach der Verabschiedung die-
ser Resolution über die Situation in Abchasien
(Georgien) Bericht zu erstatten;

30. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Horn von Afrika

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlängerung
des Mandats der Mission der Vereinten Natio-
nen in Äthiopien und Eritrea (UNMEE) – Reso-
lution 1560(2004) vom 14. September 2004

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung aller seiner früheren Resolu-

tionen und Erklärungen bezüglich der Situation
zwischen Äthiopien und Eritrea sowie der dar-
in enthaltenen Forderungen, so insbesondere der
Resolution 1531(2004) vom 12. März 2004,

– unter nachdrücklicher Betonung seines unbe-
irrbaren Engagements für den Friedensprozeß,
namentlich durch die Rolle der Mission der Ver-
einten Nationen in Äthiopien und Eritrea (UN-
MEE), und für die volle und zügige Umsetzung
des von den Regierungen Äthiopiens und Erit-
reas (im folgenden als ›die Parteien‹ bezeich-
net) am 12. Dezember 2000 unterzeichneten
Umfassenden Friedensabkommens und des vor-
angegangenen Abkommens über die Einstellung
der Feindseligkeiten vom 18. Juni 2000 (S/2000/
1183 beziehungsweise S/2000/601, im folgen-
den als die ›Abkommen von Algier‹ bezeich-
net) sowie der Entscheidung der Grenzkommis-
sion vom 13. April 2002 über die Festlegung
des Grenzverlaufs (S/2000/423), die von den
Parteien im Einklang mit den Abkommen von
Algier als endgültig und bindend angenommen
wurde,

– daran erinnernd, daß ein dauerhafter Friede zwi-
schen Äthiopien und Eritrea sowie in der Regi-
on ohne die vollständige Markierung des Grenz-
verlaufs zwischen den Parteien nicht zu errei-
chen ist,

– diesbezüglich mit Besorgnis Kenntnis nehmend
von den mangelnden Fortschritten bei der Mar-
kierung des Grenzverlaufs, auf die im vierzehn-
ten Bericht über die Tätigkeit der Grenzkommis-
sion für Eritrea und Äthiopien vom 20. August
2004 hingewiesen wird, mit der Schlußfolge-
rung, daß die Kommission unter den gegenwär-
tigen Umständen nicht in der Lage ist, mit den
Markierungstätigkeiten voranzukommen,

– mit dem Ausdruck seiner Besorgnis darüber,
daß Äthiopien wesentliche Teile der Entschei-
dung der Grenzkommission weiter ablehnt und
derzeit mit der Grenzkommission nicht zusam-
menarbeitet,

– mit dem Ausdruck seiner Enttäuschung darü-
ber, daß sich Eritrea nach wie vor weigert, mit
dem Sonderbotschafter des Generalsekretärs

für Äthiopien und Eritrea zusammenzuarbei-
ten, dessen Gute Dienste beiden Parteien eine
konkrete Möglichkeit bieten, den Friedenspro-
zeß voranzubringen,

– unter Hinweis auf die in jüngster Zeit zu ver-
zeichnende Zunahme der friedenssichernden
Tätigkeiten der Vereinten Nationen und auf die
Notwendigkeit, die Mittel für die Friedenssi-
cherung möglichst wirksam aufzuteilen, und in
diesem Zusammenhang auf die zusätzlichen
Belastungen hinweisend, die durch die Verzö-
gerungen beim Prozeß der Grenzmarkierung
entstehen,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs (S/2004/708) und in voller Unterstüt-
zung der darin enthaltenen Bemerkungen,

1. beschließt, das Mandat der UNMEE bis zum
15. März 2005 zu verlängern;

2. billigt die vom Generalsekretär in den Ziffern
13 bis 18 seines Berichts empfohlenen Anpas-
sungen der UNMEE, namentlich was ihre Prä-
senz und ihre Tätigkeiten betrifft;

3. fordert beide Parteien auf, mit der UNMEE bei
der Durchführung ihres Auftrags umfassend
und rasch zusammenzuarbeiten, die Sicherheit
aller Mitarbeiter der UNMEE zu gewährleisten
und sofort und ohne Vorbedingungen alle Be-
schränkungen und Behinderungen der Tätigkeit
und der vollständigen Bewegungsfreiheit der
UNMEE und ihres Personals aufzuheben;

4. nimmt Kenntnis von den positiven Entwicklun-
gen in bestimmten Teilbereichen der Beziehun-
gen zwischen der UNMEE und den beiden Par-
teien, begrüßt in diesem Zusammenhang insbe-
sondere den jüngsten Beschluß Äthiopiens, ei-
ne Direktstrecke für Höhenflüge ohne Abwei-
chungen zwischen Asmara und Addis Abeba
zuzulassen, fordert Äthiopien und Eritrea nach-
drücklich auf, im Benehmen mit der UNMEE
sofort Schritte zur Verwirklichung der Direkt-
flüge zwischen den beiden Hauptstädten zu un-
ternehmen, und fordert außerdem in diesem
Zusammenhang Eritrea auf, die Straße von As-
mara nach Barent wieder zu öffnen;

5. betont, daß Äthiopien und Eritrea die Haupt-
verantwortung für die Durchführung der Ab-
kommen von Algier und der Entscheidung der
Grenzkommission für Eritrea und Äthiopien
tragen, und fordert beide Parteien auf, politische
Führungskraft zu zeigen, um eine vollständige
Normalisierung ihrer Beziehungen zu erreichen,
so auch durch die Durchführung weiterer ver-
trauensbildender Maßnahmen;

6. fordert die Parteien auf, mit der Grenzkommis-
sion umfassend und rasch zusammenzuarbeiten
und die Voraussetzungen für die zügige Durch-
führung der Grenzmarkierung zu schaffen, so
auch indem Äthiopien seine Beiträge zur Grenz-
kommission bezahlt und Verbindungsoffiziere
vor Ort ernennt;

7. fordert Äthiopien nachdrücklich auf, politischen
Willen zu zeigen und unmissverständlich zu be-
kräftigen, daß es die Entscheidung der Grenz-
kommission akzeptiert, und die erforderlichen
Schritte zu unternehmen, um die Kommission
in die Lage zu versetzen, den Grenzverlauf oh-
ne weitere Verzögerung zu markieren;

8. wiederholt seine volle Unterstützung für die An-
strengungen, die der Sonderbotschafter des Ge-
neralsekretärs für Äthiopien und Eritrea, Lloyd
Axworthy, unternimmt, um die Durchführung
der Abkommen von Algier und der Entschei-
dung der Grenzkommission sowie die Norma-
lisierung der diplomatischen Beziehungen zwi-
schen den beiden Ländern durch seine Guten
Dienste zu erleichtern, und betont, daß seine Er-
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nennung keinen alternativen Mechanismus dar-
stellt;

9. fordert Eritrea auf, mit dem Sonderbotschafter
des Generalsekretärs für Äthiopien und Eritrea
in einen Dialog einzutreten und mit ihm zusam-
menzuarbeiten;

10. beschließt, die Maßnahmen, die die Parteien zur
Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus den ein-
schlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats und
aus den Abkommen von Algier ergreifen, auch
weiterhin genau zu verfolgen, namentlich durch
die Grenzkommission, und alle sich daraus er-
gebenden Auswirkungen für die UNMEE zu
prüfen;

11. ersucht den Generalsekretär, die Situation auch
weiterhin genau zu verfolgen und das Mandat
der Mission unter Berücksichtigung der Fort-
schritte im Friedensprozeß und der bei der UN-
MEE vorgenommenen Veränderungen zu über-
prüfen;

12. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Libanon

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlängerung
des Mandats der Interimstruppe der Vereinten
Nationen in Libanon (UNIFIL). – Resolution
1553(2004) vom 29. Juli 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine früheren Resolu-

tionen über Libanon, insbesondere die Resolu-
tionen 425(1978) und 426(1978) vom 19. März
1978 und 1525(2004) vom 30. Januar 2004 so-
wie die Erklärungen seines Präsidenten über
die Situation in Libanon, insbesondere die Er-
klärung vom 18. Juni 2000 (S/PRST/2000/21),

– sowie unter Hinweis auf das Schreiben seines
Präsidenten an den Generalsekretär vom 18.
Mai 2001 (S/2001/500),

– ferner unter Hinweis auf die Schlußfolgerung
des Generalsekretärs, daß Israel im Einklang mit
Resolution 425(1978) am 16. Juni 2000 seine
Truppen aus Libanon abgezogen und die im
Bericht des Generalsekretärs vom 22. Mai 2000
(S/2000/460) festgelegten Anforderungen er-
füllt hat, und die Schlußfolgerung des General-
sekretärs, daß die Interimstruppe der Vereinten
Nationen in Libanon (UNIFIL) im Wesentlichen
zwei der drei Bestandteile ihres Mandats erfüllt
hat und sich nunmehr auf die verbleibende Auf-
gabe der Wiederherstellung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit konzentriert,

– in Bekräftigung des Interimscharakters der
UNIFIL,

– unter Hinweis auf seine Resolution 1308(2000)
vom 17. Juli 2000,

– sowie unter Hinweis auf seine Resolution 1325
(2000) vom 31. Oktober 2000,

– ferner unter Hinweis auf die einschlägigen
Grundsätze in dem am 9. Dezember 1994 ver-
abschiedeten Übereinkommen über die Sicher-
heit von Personal der Vereinten Nationen und
beigeordnetem Personal,

– dem Antrag der Regierung Libanons in dem
Schreiben seines Ständigen Vertreters bei den
Vereinten Nationen an den Generalsekretär vom
9. Juli 2004 (S/2004/560) stattgebend, das Man-
dat der UNIFIL um einen weiteren Zeitraum von
sechs Monaten zu verlängern,

– mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über die
Spannungen und die Möglichkeit einer Eskala-
tion, auf die der Generalsekretär in seinem Be-
richt vom 21. Juli 2004 (S/2004/572) hingewie-
sen hat,

1. billigt den Bericht des Generalsekretärs über
die UNIFIL vom 21. Juli 2004 (S/2004/572) und
insbesondere seine Empfehlung, das Mandat der
UNIFIL um einen weiteren Zeitraum von sechs
Monaten zu verlängern;

2. beschließt, das derzeitige Mandat bis zum 31.
Januar 2005 zu verlängern;

3. bekundet erneut seine nachdrückliche Unter-
stützung für die territoriale Unversehrtheit, Sou-
veränität und politische Unabhängigkeit Liba-
nons innerhalb seiner international anerkannten
Grenzen;

4. legt der Regierung Libanons nahe, sich weiter
darum zu bemühen, die Wiederherstellung ih-
rer tatsächlichen Autorität im gesamten Süden
des Landes sicherzustellen, namentlich durch
die Dislozierung libanesischer Streitkräfte, be-
tont, wie wichtig es ist, daß die Regierung Li-
banons diese Maßnahmen auch künftig erwei-
tert, und fordert sie auf, ihr Äußerstes zu tun,
um im gesamten Süden des Landes, einschließ-
lich entlang der Blauen Linie, für ein ruhiges
Umfeld zu sorgen;

5. fordert die Parteien auf, sicherzustellen, daß die
UNIFIL bei der Wahrnehmung ihres Mandats
in ihrem gesamten Einsatzgebiet wie im Be-
richt des Generalsekretärs ausgeführt volle Be-
wegungsfreiheit besitzt;

6. fordert die Parteien erneut zur weiteren Einhal-
tung der von ihnen gegebenen Zusagen auf, die
von den Vereinten Nationen festgelegte und im
Bericht des Generalsekretärs vom 16. Juni 2000
(S/2000/590) beschriebene Rückzugslinie voll
zu achten, äußerste Zurückhaltung zu üben und
mit den Vereinten Nationen und der UNIFIL un-
eingeschränkt zusammenzuarbeiten;

7. verurteilt alle Gewalthandlungen, bekundet sei-
ne große Besorgnis über die ernsten Verstöße
und die Verletzungen der Rückzugslinie auf See
und zu Lande sowie die fortwährenden Verlet-
zungen in der Luft, und fordert die Parteien nach-
drücklich auf, diesen ein Ende zu setzen, jede
Handlung oder Provokation zu unterlassen, die
die Spannungen weiter verschärfen könnte, und
sich streng an ihre Verpflichtung zu halten, die
Sicherheit des Personals der UNIFIL und des
sonstigen Personals der Vereinten Nationen zu
achten;

8. unterstützt die Anstrengungen, welche die UNI-
FIL auch weiterhin unternimmt, um die Waffen-
ruhe entlang der Rückzugslinie aufrechtzuerhal-
ten, durch mobile Patrouillen und Beobachtung
aus festen Stellungen sowie durch enge Kon-
takte mit den Parteien mit dem Ziel, Verstöße zu
beheben und Zwischenfälle zu bereinigen be-
ziehungsweise ihre Eskalation zu verhindern;

9. begrüßt den fortgesetzten Beitrag der UNIFIL
zur operativen Minenräumung, nimmt mit Bei-
fall Kenntnis von dem vom Generalsekretär in
seinem Bericht erwähnten erfolgreichen Ab-
schluß der Operation Solidarität der Emirate,
befürwortet, daß die Vereinten Nationen der Re-
gierung Libanons weitere Hilfe bei Antiminen-
programmen gewähren und dabei sowohl den
weiteren Aufbau ihrer nationalen Antiminenka-
pazität als auch die vordringlichen Minenräum-
tätigkeiten im Süden unterstützen, lobt die Ge-
berländer für die Unterstützung dieser Anstren-
gungen durch Geld- und Sachbeiträge und for-
dert zu weiteren internationalen Beiträgen auf,
nimmt davon Kenntnis, daß der Regierung Li-

banons und der UNIFIL Karten und Informa-
tionen über die Lage von Minen zugeleitet wur-
den, und unterstreicht die Notwendigkeit, der
Regierung Libanons und der UNIFIL zusätzli-
che Karten und Unterlagen über die Lage von
Minen zur Verfügung zu stellen;

10. ersucht den Generalsekretär, mit der Regierung
Libanons und anderen unmittelbar beteiligten
Parteien auch weiterhin Konsultationen über
die Durchführung dieser Resolution zu führen
und dem Rat vor Ablauf des derzeitigen Man-
dats darüber sowie über die Tätigkeit der UNI-
FIL und die gegenwärtig von der Organisation
der Vereinten Nationen zur Überwachung des
Waffenstillstands (UNTSO) wahrgenommenen
Aufgaben Bericht zu erstatten;

11. sieht der baldigen Erfüllung des Mandats der
UNIFIL mit Erwartung entgegen;

12. betont, wie wichtig und notwendig die Herbei-
führung eines umfassenden, gerechten und dau-
erhaften Friedens im Nahen Osten auf der Grund-
lage aller seiner diesbezüglichen Resolutionen
ist, einschließlich seiner Resolutionen 242(1967)
vom 22. November 1967 und 338(1973) vom
22. Oktober 1973.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Nahost

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Tötung palä-
stinensischer Zivilpersonen im Gebiet von Ra-
fah. – Resolution 1544(2004) vom 19. Mai 2004

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen

242(1967), 338(1973), 446(1979), 1322(2000),
1397(2002), 1402(2002), 1403(2002), 1405
(2002), 1435(2002) und 1515(2003),

– erneut darauf hinweisend, daß die Besatzungs-
macht Israel sich strikt an ihre rechtlichen Ver-
pflichtungen und Verantwortlichkeiten aus dem
Vierten Genfer Abkommen vom 12. August
1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegs-
zeiten zu halten hat,

– mit der Aufforderung an Israel, seine Sicher-
heitsbedürfnisse innerhalb der Grenzen des Völ-
kerrechts zu regeln,

– mit dem Ausdruck seiner ernsten Besorgnis über
die ständige Verschlechterung der Lage vor Ort
in dem seit 1967 von Israel besetzten Gebiet,

– unter Verurteilung der Tötung palästinensischer
Zivilpersonen im Gebiet von Rafah,

– ernsthaft besorgt über die jüngste Zerstörung
von Wohnhäusern durch die Besatzungsmacht
Israel im Flüchtlingslager Rafah,

– unter Hinweis auf die Verpflichtungen der Pa-
lästinensischen Behörde und der Regierung Is-
raels im Rahmen des ›Fahrplans‹,

– unter Verurteilung aller Akte der Gewalt, des
Terrors und der Zerstörung,

– in Bekräftigung seiner Unterstützung für den
›Fahrplan‹, den er sich in seiner Resolution 1515
(2003) zu eigen machte,

1. fordert Israel auf, seine Verpflichtungen aus dem
humanitären Völkerrecht zu achten, und betont
insbesondere mit Nachdruck seine Verpflich-
tung, nicht unter Verstoß gegen dieses Recht
Wohnhäuser zu zerstören;

2. bekundet seine ernsthafte Besorgnis über die hu-
manitäre Lage der Palästinenser im Gebiet von
Rafah, die obdachlos gemacht wurden, und ruft
dazu auf, ihnen Nothilfe zu gewähren;

28 Vereinte Nationen 1/2005



3. fordert die Beendigung der Gewalt und die Ach-
tung und Einhaltung der rechtlichen Verpflich-
tungen, einschließlich derjenigen, die sich aus
dem humanitären Völkerrecht ergeben;

4. fordert beide Parteien auf, ihren Verpflichtun-
gen nach dem ›Fahrplan‹ unverzüglich nachzu-
kommen;

5. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu blei-
ben.

Abstimmungsergebnis: +14; –0; =1: Vereinigte
Staaten.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Erklärung des
internationalen Quartetts. – Schreiben des Ge-
neralsekretärs an den Präsidenten des Sicher-
heitsrats vom 19. Mai 2004

Ich beehre mich, Ihnen den Wortlaut der Erklärung
des Quartetts zu übermitteln, die im Anschluß an
das Treffen der höchsten Vertreter des Quartetts –
die Vertreter der Vereinigten Staaten von Ameri-
ka, der Europäischen Union, der Russischen Föde-
ration und der Vereinten Nationen – am 4. Mai
2004 am Amtssitz der Vereinten Nationen in New
York herausgegeben wurde (siehe Anlage).
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die Aufmerk-
samkeit der Mitglieder des Sicherheitsrats auf die-
se Erklärung lenken würden.

(Gezeichnet) Kofi A. Annan

ANLAGE

Erklärung des Quartetts
New York, 4. Mai 2004

Die Vertreter des Quartetts – der Generalsekretär
der Vereinten Nationen, Kofi Annan, der Außenmi-
nister der Russischen Föderation, Sergej Lawrow,
der Außenminister Irlands,
Brian Cowen, der Außenminister der Vereinigten
Staaten von Amerika, Colin Powell, der Hohe Ver-
treter für die Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik der Europäischen Union, Javier Solana, und
der Europäische Kommissar für Außenbeziehun-
gen, Chris Patten – sind heute in New York zusam-
mengetroffen.
Das Quartett bekräftigt sein Bekenntnis zur gemein-
samen Vision zweier Staaten, Israels und eines le-
bensfähigen, demokratischen und souveränen Pa-
lästina mit einem zusammenhängenden Hoheits-
gebiet, die Seite an Seite in Frieden und Sicherheit
leben, und fordert beide Parteien auf, Schritte zur
Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach dem ›Fahr-
plan‹ zu unternehmen, wie in Resolution 1515(2003)
des Sicherheitsrats und früheren Erklärungen des
Quartetts gefordert, und die von ihnen auf den
Gipfeltreffen am Roten Meer in Akaba und Scharm
esch-Scheich abgegebenen Zusagen zu erfüllen.
In diesem Zusammenhang fordert das Quartett die
Regierung Israels nachdrücklich auf, ihrer jüngst
abgegebenen Bereitschaftserklärung nachzukom-
men, bestimmte Verpflichtungen nach dem ›Fahr-
plan‹ zu erfüllen, darunter die Räumung der seit
März 2001 errichteten Siedlungsaußenposten und
Fortschritte in Richtung auf ein Einfrieren der Sied-
lungstätigkeit, und legt der Regierung Israels ein-
dringlich nahe, diese Zusagen zu erfüllen sowie ih-
ren Verpflichtungen nach dem ›Fahrplan‹ in voll-
em Umfang nachzukommen.

Die Mitglieder des Quartetts prüften die Entwick-
lungen seit ihrem letzten Treffen am 26. Septem-
ber 2003 in New York und betrachten die Situation
im Nahen Osten mit großer Sorge. Das Quartett
verurteilt die fortdauernden Terrorangriffe auf Is-
rael und fordert die Palästinensische Behörde auf,
Sofortmaßnahmen gegen terroristische Gruppen und
Einzelpersonen zu ergreifen, die solche Angriffe
planen und ausführen. Die Mitglieder des Quartetts
erkennen an, daß Israel angesichts der Terroran-
schläge auf seine Staatsbürger das legitime Recht
auf Selbstverteidigung innerhalb der Grenzen des
humanitären Völkerrechts besitzt, und fordern die
Regierung Israels auf, ihr Möglichstes zu tun, um
Opfer unter der Zivilbevölkerung zu vermeiden. Sie
fordern die Regierung Israels außerdem auf, jetzt
alle mit den legitimen Sicherheitsbedürfnissen Is-
raels vereinbaren möglichen Maßnahmen zu ergrei-
fen, um die humanitäre und wirtschaftliche Not des
palästinensischen Volkes zu lindern, namentlich
durch die Erweiterung der Bewegungsfreiheit für
Personen und Güter, sowohl innerhalb als auch beim
Verlassen des Westjordanlands und Gazas, die Be-
seitigung von Kontrollpunkten und weitere Maß-
nahmen zur Achtung der Würde des palästinensi-
schen Volkes und zur Verbesserung seiner Lebens-
qualität. Gemäß dem ›Fahrplan‹ soll die Regierung
Israels alles unterlassen, was das Vertrauen unter-
graben könnte, namentlich Ausweisungen, Angrif-
fe auf Zivilpersonen, Beschlagnahme und/oder Zer-
störung palästinensischer Wohnhäuser und palästi-
nensischen Eigentums als Strafmaßnahme oder zur
Erleichterung israelischer Bautätigkeit, Zerstörung
palästinensischer Institutionen und Infrastruktur so-
wie andere Maßnahmen, die im Tenet-Arbeitsplan
genannt sind. Das Quartett fordert erneute Anstren-
gungen zur Herbeiführung einer umfassenden Waf-
fenruhe, die einen Schritt in Richtung auf die Zer-
schlagung der Fähigkeiten und der Infrastruktur der
Terroristen darstellt, sowie erneute Fortschritte in
Richtung auf den Frieden mittels Umsetzung des
›Fahrplans‹.
Das Quartett nimmt Kenntnis von der festen Zusa-
ge der Regierung Israels, daß die derzeit von Israel
errichtete Barriere nicht als politische, sondern als
Sicherheitsbarriere dienen und nur vorübergehend
und nicht auf Dauer bestehen soll. Das Quartett
nimmt weiterhin mit großer Besorgnis Kenntnis von
dem tatsächlichen und dem geplanten Verlauf der
Barriere, insbesondere in Anbetracht dessen, daß sie
die Beschlagnahme palästinensischen Grund und
Bodens zur Folge hat, den Personen- und Güterver-
kehr abschneidet und das Vertrauen der Palästinen-
ser in den ›Fahrplan‹-Prozeß untergräbt, da sie der
Festlegung der endgültigen Grenzen eines künftigen
palästinensischen Staates vorzugreifen scheint.
Das Quartett nahm befriedigt Kenntnis von der von
dem israelischen Premierminister Sharon bekunde-
ten Absicht zum Rückzug Israels aus allen Siedlun-
gen in Gaza und Teilen des Westjordanlands. Das
Quartett begrüßt und befürwortet diesen Schritt, der
eine seltene Chance bei der Suche nach Frieden im
Nahen Osten bietet. Diese Initiative, die zum völli-
gen Rückzug Israels und zum vollständigen Ende
der Besetzung Gazas führen muß, kann ein Schritt
zur Verwirklichung der Vision zweier Staaten sein
und die Fortschrittsdynamik im Rahmen des ›Fahr-
plans‹ wieder in Gang setzen. Das Quartett weist
ferner darauf hin, daß jede einseitige Initiative der
Regierung Israels im Einklang mit dem ›Fahrplan‹
und der ihm zugrunde liegenden Vision zweier Staa-
ten zu erfolgen hat.
Das Quartett bekräftigt die Forderung Präsident
Bushs vom 24. Juni 2002, die 1967 begonnene is-
raelische Besetzung durch eine zwischen den Par-
teien ausgehandelte Regelung zu beenden. Das Quar-

tett weist außerdem darauf hin, daß die Parteien je-
de einseitige Maßnahme zu unterlassen haben, die
darauf abzielt, der Entscheidung über Fragen vor-
zugreifen, die nur durch Verhandlungen und Ver-
einbarungen zwischen den beiden Parteien gelöst
werden können. Jede endgültige Regelung beispiels-
weise von Grenz- oder Flüchtlingsfragen bedarf der
beiderseitigen Zustimmung durch die Israelis und
die Palästinenser auf der Grundlage der Resolutio-
nen 242(1967), 338(1973), 1397(2002) und 1515
(2003) des Sicherheitsrats, des Rahmens des Frie-
densprozesses von Madrid, des Grundsatzes ›Land
gegen Frieden‹, der bestehenden Vereinbarungen
und der Initiative des saudischen Kronprinzen Ab-
dullah, die sich die Arabische Liga auf ihrem Gip-
feltreffen in Beirut zu eigen machte, und sie muß
mit dem ›Fahrplan‹ übereinstimmen.
Das Quartett und die internationale Gemeinschaft
sind bereit, ihr Engagement gegenüber den Palästi-
nensern zu verstärken, um die Vorwärtsdynamik des
›Fahrplans‹ wieder in Gang zu setzen, die humani-
täre und wirtschaftliche Lage der Palästinenser zu
verbessern, transparente und rechenschaftspflich-
tige palästinensische Institutionen aufzubauen, die
Sicherheit und Stabilität in Gaza und im Westjord-
anland, aus denen Israel sich zurückzieht, zu ge-
währleisten, alle Akte des Terrorismus zu verhüten
und die Zerschlagung bewaffneter terroristischer
Gruppen sicherzustellen. Zur Förderung dieser Zie-
le wird das Quartett die folgenden Maßnahmen er-
greifen und mit geeigneten Mechanismen die erziel-
ten Fortschritte und die Leistungserfüllung aller Sei-
ten überwachen:
Auf der Grundlage einer Schnellbewertung der
Weltbank und des Büros des Sonderkoordinators
der Vereinten Nationen in den besetzten Gebieten
wird das Quartett, in Verbindung mit der Weltbank,
dem Büro des Sonderkoordinators und dem Ad-
hoc-Verbindungsausschuss, dringende Maßnahmen
ergreifen, um sicherzustellen, daß der humanitäre
Bedarf der Palästinenser gedeckt, ihre Infrastruk-
tur wiederhergestellt und ausgebaut und die Wirt-
schaftstätigkeit wieder belebt wird. Das Quartett be-
grüßt den von der Weltbank eingerichteten Treu-
handfonds als einen an Rechenschaft, Transparenz
und angemessenen Richtwerten orientierten Me-
chanismus für die Entgegennahme internationaler
Hilfe.
Das Quartett ist zum Engagement mit einer verant-
wortungsbewußten und rechenschaftspflichtigen pa-
lästinensischen Führung bereit, die sich zu Refor-
men und zur Aufgabenerfüllung im Sicherheitsbe-
reich bekennt. Das Quartett wird über einen Pre-
mierminister und ein Kabinett, die mit den entspre-
chenden Befugnissen ausgestattet sind, sowie über
die Arbeitsgruppe für palästinensische Reformen
und in Verbindung mit den über den Ad-hoc-Ver-
bindungsausschuß und den Lokalen Ausschuß zur
Koordinierung der Hilfe tätigen Hauptgebern auf
die Palästinenser einwirken, mit dem Ziel, die Re-
formagenda des ›Fahrplans‹ wieder zu beleben, ein-
schließlich eines gut vorbereiteten und zu einem
geeigneten Zeitpunkt stattfindenden Wahlvorgangs,
wobei den Gebieten, aus denen Israel sich zurück-
gezogen hat, besondere Aufmerksamkeit gebührt.
In dieser Hinsicht verpflichten sich die Mitglieder
des Quartetts, die in diesen Bereichen erzielten
Fortschritte zu verfolgen und zu überwachen.
Das Quartett wird sicherzustellen suchen, daß Vor-
kehrungen getroffen werden, um die Sicherheit für
Palästinenser und Israelis sowie die Bewegungs-
freiheit und eine größere Mobilität und größeren
Zugang für die Palästinenser zu gewährleisten. Das
Quartett unterstreicht die Notwendigkeit einver-
nehmlicher, transparenter Regelungen mit allen Sei-
ten hinsichtlich des Zugangs, der Mobilität und der
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Sicherheit der internationalen Organisationen und
bilateralen Geber sowie ihres Personals. Während
des Rückzugs Israels soll die Aufsicht über die von
ihm errichteten Infrastrukturen und die von ihm ge-
räumten Gebiete über einen geeigneten Mechanis-
mus an eine neu strukturierte Palästinensische Be-
hörde übergehen, in Abstimmung mit Vertretern
der palästinensischen Zivilgesellschaft, dem Quar-
tett und weiteren Vertretern der internationalen Ge-
meinschaft, mit dem Ziel, so bald wie möglich aus-
gewogene und transparente Regelungen zur endgül-
tigen Verfügung über diese Gebiete festzulegen.
Wirksame Sicherheitsvorkehrungen sind nach wie
vor unabdingbar, damit überhaupt Fortschritte mög-
lich sind. In Abstimmung mit einem von den Ver-
einigten Staaten geleiteten Aufsichtsausschuß und
unter seiner Schirmherrschaft sowie in Abstimmung
mit dem entsprechend befugten Premierminister und
seinem Kabinett sollen die palästinensischen Si-
cherheitsdienste im Einklang mit dem ›Fahrplan‹
umstrukturiert und umgeschult werden, um die öf-
fentliche Ordnung und Sicherheit für die Palästi-
nenser zu gewährleisten, den gegen Israel und die
Israelis verübten Terroranschlägen ein Ende zu set-
zen und die Fähigkeiten und Infrastruktur der Ter-
roristen zu zerschlagen. Das Quartett begrüßt ins-
besondere die Mitwirkung der Regierung Ägyptens
in Sicherheitsfragen, namentlich die Bemühungen
zur Herbeiführung einer umfassenden und dauer-
haften Waffenruhe als Schritt in Richtung auf die-
ses Ziel.
Das Quartett bekräftigt sein Eintreten für eine ge-
rechte, umfassende und dauerhafte Regelung des
arabisch-israelischen Konflikts auf der Grundlage
der Resolutionen 242(1967) und 338(1973) und er-
innert alle Parteien an die Notwendigkeit, die lang-
fristigen Folgen ihrer Handlungen zu berücksichti-
gen, sowie an ihre Verpflichtung, rasche Fortschrit-
te im Hinblick auf die Wiederaufnahme eines poli-
tischen Dialogs zu erzielen. Das Quartett wird sein
Engagement gegenüber den Israelis, den Palästinen-
sern und allen anderen Parteien fortsetzen – ein-
schließlich über die Präsenz seiner Abgesandten am
Boden –, um sicherzustellen, daß angemessene Fol-
gemaßnahmen auf die oben beschriebenen Schritte
getroffen werden. Unter der Ägide des Quartetts
wird ein geeigneter Koordinierungs- und Aufsichts-
mechanismus eingerichtet. Darüber hinaus fordert
das Quartett alle Staaten in der Region auf, nichts
unversucht zu lassen, um den Frieden zu fördern
und den Terrorismus zu bekämpfen sowie terrori-
stische Gruppen daran zu hindern, von ihrem jewei-
ligen Hoheitsgebiet aus Terroranschläge zu planen,
vorzubereiten oder auszuführen.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlängerung
des Mandats der Beobachtertruppe der Verein-
ten Nationen für die Truppenentflechtung. – Re-
solution 1550(2004) vom 29. Juni 2004

Der Sicherheitsrat,
– nach Behandlung des Berichts des Generalse-

kretärs über die Beobachtertruppe der Verein-
ten Nationen für die Truppenentflechtung vom
21. Juni 2004 (S/2004/499) sowie in Bekräfti-
gung seiner Resolution 1308(2000) vom 17.
Juli 2000,

1. fordert die beteiligten Parteien zur sofortigen
Durchführung seiner Resolution 338(1973) vom
22. Oktober 1973 auf;

2. beschließt, das Mandat der Beobachtertruppe der
Vereinten Nationen für die Truppenentflech-
tung um einen Zeitraum von sechs Monaten,

das heißt bis zum 31. Dezember 2004, zu ver-
längern;

3. ersucht den Generalsekretär, am Ende dieses
Zeitraums einen Bericht über die Entwicklung
der Lage und die zur Durchführung der Resolu-
tion 338(1973) getroffenen Maßnahmen vor-
zulegen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

GENERALVERSAMMLUNG – Gegenstand:
Gutachten des Internationalen Gerichtshofs über
die Rechtsfolgen des Baus einer Mauer in dem
besetzten palästinensischen Gebiet, einschließ-
lich in Ost-Jerusalem und seiner Umgebung. –
Resolution ES-10/15 vom 2. August 2004

Die Generalversammlung,
– geleitet von den in der Charta der Vereinten

Nationen verankerten Grundsätzen,
– in Anbetracht dessen, daß die Förderung der

Achtung der sich aus der Charta und anderen
völkerrechtlichen Übereinkünften und Regeln
ableitenden Verpflichtungen zu den wichtigsten
Zielen und Grundsätzen der Vereinten Natio-
nen gehört,

– unter Hinweis auf ihre Resolution 2625 (XXV)
vom 24. Oktober 1970 über die Erklärung über
Grundsätze des Völkerrechts betreffend freund-
schaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit
zwischen den Staaten im Einklang mit der Char-
ta der Vereinten Nationen,

– erneut erklärend, daß jedweder Gebietserwerb
durch die Androhung oder Anwendung von Ge-
walt rechtswidrig ist,

– unter Hinweis auf die Landkriegsordnung in der
Anlage zum Haager Abkommen IV von 1907 ,

– sowie unter Hinweis auf das Genfer Abkom-
men vom 12. August 1949 zum Schutze von
Zivilpersonen in Kriegszeiten und die einschlä-
gigen Bestimmungen des Völkergewohnheits-
rechts, namentlich auf die im Zusatzprotokoll I
zu den Genfer Abkommen kodifizierten Be-
stimmungen,

– ferner unter Hinweis auf den Internationalen
Pakt über bürgerliche und politische Rechte,
den Internationalen Pakt über wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte und das Über-
einkommen über die Rechte des Kindes,

– in Bekräftigung der ständigen Verantwortung
der Vereinten Nationen im Hinblick auf die
Palästinafrage, bis diese unter allen Aspekten
und auf der Grundlage der internationalen Le-
gitimität zufriedenstellend gelöst ist,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutio-
nen des Sicherheitsrats, namentlich die Resolu-
tionen 242(1967) vom 22. November 1967,
338(1973) vom 22. Oktober 1973, 446(1979)
vom 22. März 1979, 452(1979) vom 20. Juli
1979, 465(1980) vom 1. März 1980, 476(1980)
vom 30. Juni 1980, 478(1980) vom 20. August
1980, 904(1994) vom 18. März 1994, 1073
(1996) vom 28. September 1996, 1397(2002)
vom 12. März 2002, 1515(2003) vom 19. No-
vember 2003 und 1544(2004) vom 19. Mai
2004,

– sowie unter Hinweis auf die Resolutionen ihrer
zehnten Notstandssondertagung über illegale is-
raelische Maßnahmen im besetzten Ost-Jerusa-
lem und in dem übrigen besetzten palästinensi-
schen Gebiet,

– in Bekräftigung der jüngst auf der achtundfünf-
zigsten Tagung der Generalversammlung ver-

abschiedeten Resolution 58/292 vom 6. Mai
2004 über den Status des besetzten palästinen-
sischen Gebiets einschließlich Ost-Jerusalems,

– sowie in Bekräftigung des Rechts des palästi-
nensischen Volkes auf Selbstbestimmung, ein-
schließlich des Rechts auf einen unabhängigen
Staat Palästina,

– ferner in Bekräftigung des Eintretens für die
Zwei-Staaten-Lösung für Israel und Palästina,
nach der sie innerhalb anerkannter Grenzen, un-
ter Zugrundelegung des Grenzverlaufs von vor
1967, Seite an Seite in Frieden und Sicherheit
leben,

– unter Verurteilung aller Akte der Gewalt, des
Terrorismus und der Zerstörung,

– mit der Aufforderung an beide Parteien, ihren
Verpflichtungen aus den einschlägigen Bestim-
mungen des ›Fahrplans‹ nachzukommen, an die
Palästinensische Behörde, an Ort und Stelle
sichtbare Anstrengungen zu unternehmen, um
Einzelpersonen und Gruppen, die gewalttätige
Angriffe durchführen und planen, festzunehmen
beziehungsweise zu zerschlagen und ihnen Ein-
halt zu gebieten, sowie an die Regierung Israe-
ls, alles zu unterlassen, was das Vertrauen un-
tergraben könnte, namentlich Ausweisungen,
Angriffe auf Zivilpersonen und außergerichtli-
che Tötungen,

– erneut erklärend, daß alle Staaten das Recht
und die Pflicht haben, im Einklang mit dem
Völkerrecht und dem humanitären Völkerrecht
Maßnahmen zu ergreifen, um tödlichen, gegen
ihre Zivilbevölkerung gerichteten Gewalttaten
entgegenzuwirken und das Leben ihrer Bürger
zu schützen,

– unter Hinweis auf ihre Resolution ES-10/13
vom 21. Oktober 2003, in der sie verlangte, daß
Israel den Bau der Mauer in dem besetzten pa-
lästinensischen Gebiet, einschließlich in Ost-
Jerusalem und seiner Umgebung, beendet und
rückgängig macht,

– sowie unter Hinweis auf ihre Resolution ES-
10/14 vom 8. Dezember 2003, in der sie den In-
ternationalen Gerichtshof um ein dringendes
Gutachten zu der folgenden Frage ersuchte:

»Welche Rechtsfolgen ergeben sich aus der
Errichtung der Mauer, die von der Besat-
zungsmacht Israel in dem besetzten palä-
stinensischen Gebiet, einschließlich in Ost-
Jerusalem und seiner Umgebung, gebaut
wird, wie in dem Bericht des Generalsekre-
tärs beschrieben, unter Berücksichtigung der
Normen und Grundsätze des Völkerrechts,
einschließlich des Vierten Genfer Abkom-
mens von 1949, und der einschlägigen Re-
solutionen des Sicherheitsrats und der Ge-
neralversammlung?«

– nach achtungsvoller Entgegennahme des am
9. Juli 2004 abgegebenen Gutachtens des Ge-
richtshofs über die Rechtsfolgen des Baus ei-
ner Mauer in dem besetzten palästinensischen
Gebiet ,

– insbesondere feststellend, daß der Gerichtshof
die von der Generalversammlung in ihrer Re-
solution ES-10/14 gestellte Frage wie folgt be-
antwortet hat :
A. Der Bau der Mauer durch die Besatzungs-

macht Israel in dem besetzten palästinensi-
schen Gebiet, einschließlich in Ost-Jerusa-
lem und seiner Umgebung, sowie die mit
der Mauer verbundenen Vorkehrungen ver-
stoßen gegen das Völkerrecht;

B. Israel ist verpflichtet, sein völkerrechtswi-
driges Verhalten zu beenden; es ist verpflich-
tet, die Bauarbeiten an der in dem besetzten
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palästinensischen Gebiet, einschließlich in
Ost-Jerusalem und seiner Umgebung, im
Bau befindlichen Mauer umgehend zu be-
enden, die dort befindlichen Strukturen un-
mittelbar abzubauen und im Einklang mit
Absatz 151 dieses Gutachtens alle einschlä-
gigen Gesetze und Verordnungen umgehend
aufzuheben oder außer Kraft zu setzen;

C. Israel ist verpflichtet, für alle durch den
Bau der Mauer in dem besetzten palästinen-
sischen Gebiet, einschließlich in Ost-Jeru-
salem und seiner Umgebung, verursachten
Schäden Wiedergutmachung zu leisten;

D. Alle Staaten sind verpflichtet, die rechts-
widrige Situation nicht anzuerkennen, die
sich aus dem Bau der Mauer ergibt, und
Hilfsmaßnahmen, die zur Aufrechterhaltung
der durch den Bau der Mauer geschaffenen
Lage beitragen, zu unterlassen; alle Partei-
en des IV. Genfer Abkommens vom 12.
August 1949 zum Schutze von Zivilpers-
onen in Kriegszeiten sind darüber hinaus
verpflichtet, unter Achtung der Charta der
Vereinten Nationen und des Völkerrechts
sicherzustellen, daß Israel das in diesem Ab-
kommen niedergelegte humanitäre Völker-
recht einhält;

E. Die Vereinten Nationen und insbesondere
die Generalversammlung und der Sicher-
heitsrat sollten prüfen, welche weiteren
Maßnahmen erforderlich sind, um die sich
aus dem Bau der Mauer und den dazuge-
hörigen Vorkehrungen ergebende rechts-
widrige Situation zu beenden, und dabei das
vorliegende Gutachten gebührend berück-
sichtigen.«

– feststellend, daß der Gerichtshof zu dem Schluß
kam, daß »die israelischen Siedlungen in dem
besetzten palästinensischen Gebiet (einschließ-
lich in Ost-Jerusalem) unter Verstoß gegen das
Völkerrecht errichtet wurden« ,

– sowie feststellend, daß der Gerichtshof erklär-
te, daß »Israel und Palästina verpflichtet sind,
die Regeln des humanitären Völkerrechts, des-
sen Hauptzweck unter anderem der Schutz der
Zivilbevölkerung ist, genauestens einzuhalten«
und daß »nach Auffassung des Gerichtshofs
diese tragische Situation nur beendet werden
kann, wenn alle einschlägigen Resolutionen des
Sicherheitsrats, insbesondere die Resolutionen
242(1967) und 338(1973), nach Treu und Glau-
ben durchgeführt werden«,

– in Anbetracht dessen, daß die Achtung vor dem
Gerichtshof und seinen Funktionen für die Herr-
schaft von Recht und Vernunft in den interna-
tionalen Angelegenheiten unerlässlich ist,

1. nimmt Kenntnis von dem Gutachten des Inter-
nationalen Gerichtshofs vom 9. Juli 2004 über
die Rechtsfolgen des Baus einer Mauer in dem
besetzten palästinensischen Gebiet, einschließ-
lich in Ost-Jerusalem und seiner Umgebung;

2. verlangt, daß die Besatzungsmacht Israel ihre
in dem Gutachten genannten rechtlichen Ver-
pflichtungen erfüllt;

3. fordert alle Mitgliedstaaten der Vereinten Na-
tionen auf, ihre in dem Gutachten genannten
rechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen;

4. ersucht den Generalsekretär, ein Register der
Schäden zu erstellen, die allen im Sinne der
Ziffern 152 und 153 des Gutachtens betroffe-
nen natürlichen oder juristischen Personen ent-
standen sind;

5. beschließt, erneut zusammenzutreten, um die
Durchführung dieser Resolution zu bewerten,
mit dem Ziel, der rechtswidrigen Situation ein

Ende zu setzen, die sich aus dem Bau der Mau-
er sowie den damit verbundenen Verordnun-
gen in dem besetzten palästinensischen Gebiet,
einschließlich in Ost-Jerusalem, ergibt;

6. fordert sowohl die Regierung Israels als auch
die Palästinensische Behörde auf, in Zusam-
menarbeit mit dem Quartett ihre Verpflichtun-
gen nach dem in der Resolution 1515(2003) des
Sicherheitsrats gebilligten ›Fahrplan‹ unverzüg-
lich zu erfüllen, um die Vision zweier Staaten,
die Seite an Seite in Frieden und Sicherheit le-
ben, zu verwirklichen, und betont, daß sowohl
Israel als auch die Palästinensische Behörde ver-
pflichtet sind, die Regeln des humanitären Völ-
kerrechts genauestens einzuhalten;

7. fordert alle Vertragsstaaten des Vierten Genfer
Abkommens von 19492 auf, die Einhaltung des
Abkommens durch Israel sicherzustellen, und
bittet die Schweiz in ihrer Eigenschaft als Ver-
wahrerin der Genfer Abkommen, Konsultatio-
nen abzuhalten und der Generalversammlung
über diese Angelegenheit Bericht zu erstatten,
namentlich auch über die Möglichkeit, die Kon-
ferenz der Hohen Vertragsparteien des Vierten
Genfer Abkommens wieder aufzunehmen;

8. beschließt, die zehnte Notstandssondertagung
vorläufig zu vertagen und den Präsidenten der
jeweiligen Tagung der Generalversammlung
zu ermächtigen, die Notstandssondertagung auf
Antrag der Mitgliedstaaten wieder aufzuneh-
men.

Abstimmungsergebnis: +150 (darunter alle EU-
Mitglieder); –6: Australien, Israel, Marshall-
inseln, Mikronesien, Palau, Vereinigte Staaten;
=10: El Salvador, Kamerun, Kanada, Nauru,
Papua-Neuguinea, Salomonen, Tonga, Uganda,
Uruguay, Vanuatu

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Beobachtertruppe der
Vereinten Nationen für die Truppenentflech-
tung. – Resolution 1578(2004) vom 15. De-
zember 2004

Der Sicherheitsrat,
– nach Behandlung des Berichts des Generalse-

kretärs über die Beobachtertruppe der Verein-
ten Nationen für die Truppenentflechtung vom
7. Dezember 2004 (S/2004/948) sowie in Be-
kräftigung seiner Resolution 1308(2000) vom
17. Juli 2000,

1. fordert die beteiligten Parteien zur sofortigen
Durchführung seiner Resolution 338(1973) vom
22. Oktober 1973 auf;

2. beschließt, das Mandat der Beobachtertruppe der
Vereinten Nationen für die Truppenentflech-
tung um einen Zeitraum von sechs Monaten,
das heißt bis zum 30. Juni 2005, zu verlängern;

3. ersucht den Generalsekretär, am Ende dieses
Zeitraums einen Bericht über die Entwicklung
der Lage und die zur Durchführung der Resolu-
tion 338(1973) getroffenen Maßnahmen vor-
zulegen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Ostafrikanisches Zwischenseengebiet

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung von Bestimmungen aus den Resolutionen

1493(2003) und 1533(2004). Wiedereinsetzung
der Sachverständigengruppe. – Resolution 1552
(2004) vom 27. Juli 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

sowie die Erklärungen seines Präsidenten be-
treffend die Demokratische Republik Kongo,
insbesondere die Resolutionen 1493 vom 28. Ju-
li 2003 und 1533 vom 12. März 2004,

– mit dem erneuten Ausdruck seiner Besorgnis
über die Anwesenheit bewaffneter Gruppen und
Milizen im östlichen Teil der Demokratischen
Republik Kongo, insbesondere in den Provinzen
Nord- und Südkivu und im Distrikt Ituri, wo-
durch in der gesamten Region weiter ein Klima
der Unsicherheit herrscht,

– den anhaltenden illegalen Zustrom von Waffen
in die Demokratische Republik Kongo und in-
nerhalb des Landes verurteilend und seine Ent-
schlossenheit bekundend, die Einhaltung des
mit seiner Resolution 1493 vom 28. Juli 2003
verhängten Waffenembargos genau zu über-
wachen,

– Kenntnis nehmend von dem Bericht und den
Empfehlungen der in Ziffer 10 der Resolution
1533 genannten Sachverständigengruppe, da-
tiert vom 15. Juli 2004 (S/2004/551), der von
dem gemäß Ziffer 8 derselben Resolution ein-
gesetzten Ausschuß (im folgenden ›der Aus-
schuß‹) übermittelt wurde,

– feststellend, daß die Situation in der Demokra-
tischen Republik Kongo nach wie vor eine Be-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit in der Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. bekräftigt die in den Ziffern 15, 18 und 19 der
Resolution 1493 enthaltenen Forderungen;

2. beschließt in Anbetracht dessen, daß die Partei-
en diesen Forderungen nicht nachgekommen
sind, die Bestimmungen der Ziffern 20 bis 22
der Resolution 1493 und alle Bestimmungen der
Resolution 1533 bis zum 31. Juli 2005 zu ver-
längern;

3. bekundet seine Absicht, diese Bestimmungen
abzuändern oder aufzuheben, wenn er feststellt,
daß die genannten Forderungen befolgt wurden;

4. beschließt ferner, daß er diese Maßnahmen bis
zum 1. Oktober 2004 und danach in regelmäßi-
gen Abständen überprüfen wird;

5. ersucht zu diesem Zweck den Generalsekretär,
im Benehmen mit dem Ausschuß binnen dreißig
Tagen nach der Verabschiedung dieser Resolu-
tion und für einen am 31. Januar 2005 auslau-
fenden Zeitraum die in Ziffer 10 der Resolution
1533 genannte Sachverständigengruppe wieder
einzusetzen;

6. ersucht die genannte Sachverständigengruppe,
dem Rat über den Ausschuß vor dem 15. De-
zember 2004 schriftlich über die Durchführung
der mit Ziffer 20 der Resolution 1493 verhäng-
ten Maßnahmen Bericht zu erstatten, samt dies-
bezüglichen Empfehlungen, insbesondere in be-
zug auf die in Ziffer 10 g) der Resolution 1533
vorgesehenen Listen;

7. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Friedensmission der Ver-
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einten Nationen in Kongo (MONUC). – Reso-
lution 1555(2004) vom 29. Juli 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren einschlägigen

Resolutionen sowie die Erklärungen seines Prä-
sidenten betreffend die Situation in der Demo-
kratischen Republik Kongo, insbesondere die
Resolutionen 1493(2003) vom 28. Juli 2003
und 1533(2004) vom 12. März 2004,

– in Bekräftigung seines Bekenntnisses zur Ach-
tung der Souveränität, territorialen Unversehrt-
heit und politischen Unabhängigkeit der De-
mokratischen Republik Kongo und aller Staa-
ten der Region,

– erneut darauf hinweisend, daß er die Regierung
der nationalen Einheit und des Übergangs der
Demokratischen Republik Kongo voll unter-
stützt,

– zutiefst besorgt über die anhaltenden Spannun-
gen und die Fortsetzung der Feindseligkeiten
im östlichen Teil der Demokratischen Repu-
blik Kongo, insbesondere in den Provinzen
Nord- und Südkivu sowie im Bezirk Ituri,

– in Bekräftigung seiner Bereitschaft, den Frie-
densprozeß und den Prozeß der nationalen Aus-
söhnung zu unterstützen, insbesondere durch die
Mission der Organisation der Vereinten Natio-
nen in der Demokratischen Republik Kongo
(MONUC),

– die Bereitschaft der MONUC begrüßend, aktiv
an dem gemeinsamen Verifikationsmechanis-
mus mitzuwirken, dessen Schaffung von den
Präsidenten der Demokratischen Republik Kon-
go und Rwandas am 25. Juni 2004 in Abuja an-
gekündigt wurde,

– feststellend, daß die Situation in der Demokra-
tischen Republik Kongo nach wie vor eine Be-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit in der Region darstellt,

1. beschließt, das Mandat der MONUC, das in
den nach Kapitel VII der Charta der Vereinten
Nationen verabschiedeten Resolutionen 1493
und 1533 enthalten ist, bis zum 1. Oktober 2004
zu verlängern;

2. ersucht den Generalsekretär, dem Rat bis zum
16. August 2004 einen Bericht darüber vorzu-
legen, wie die MONUC ihr Mandat wahrnimmt;

3. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Friedensmission der Ver-
einten Nationen in Kongo (MONUC). – Reso-
lution 1565(2004) vom 1. Oktober 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

sowie die Erklärungen seines Präsidenten be-
treffend die Demokratische Republik Kongo,

– in Bekräftigung seines Bekenntnisses zur Ach-
tung der Souveränität, territorialen Unversehrt-
heit und politischen Unabhängigkeit der De-
mokratischen Republik Kongo und aller Staa-
ten der Region,

– in Bekräftigung seiner Unterstützung des Pro-
zesses des Globalen und alle Seiten einschlie-
ßenden Übereinkommens über den Übergang
in der Demokratischen Republik Kongo, das
am 17. Dezember 2002 in Pretoria unterzeich-
net wurde, unter Begrüßung der von der Regie-

rung der nationalen Einheit und des Übergangs
bislang unternommenen Anstrengungen zu sei-
ner Durchführung sowie mit der Aufforderung
an alle kongolesischen Parteien, ihren diesbe-
züglichen Verpflichtungen nachzukommen, ins-
besondere damit freie, faire und friedliche Wah-
len innerhalb der vereinbarten Frist stattfinden
können,

– zutiefst besorgt über das Andauern der Feind-
seligkeiten im östlichen Teil der Demokrati-
schen Republik Kongo, insbesondere in den Pro-
vinzen Nord- und Südkivu und im Distrikt Itu-
ri, und über die damit einhergehenden schwe-
ren Verletzungen der Menschenrechte und des
humanitären Völkerrechts,

– unter Hinweis darauf, daß alle Parteien für die
Gewährleistung der Sicherheit der Zivilbevöl-
kerung verantwortlich sind, sowie in dieser Hin-
sicht insbesondere unter Hinweis auf seine Re-
solutionen 1325(2000) über Frauen, Frieden
und Sicherheit, 1379(2001), 1460(2003) und
1539(2004) über Kinder in bewaffneten Kon-
flikten sowie 1265(1999) und 1296(2000) über
den Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten
Konflikten,

– Kenntnis nehmend von dem dritten Sonderbe-
richt des Generalsekretärs über die Mission der
Organisation der Vereinten Nationen in der De-
mokratischen Republik Kongo (MONUC) vom
16. August 2004 (S/2004/650) und von den da-
rin enthaltenen Empfehlungen,

– Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Ge-
neralsekretärs vom 3. September 2004 (S/2004/
715),

– feststellend, daß die Situation in der Demokra-
tischen Republik Kongo nach wie vor eine Be-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit in der Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, den Einsatz der MONUC bis zum
31. März 2005 zu verlängern;

2. ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit
der Empfehlung in seinem Schreiben vom 3.
September 2004 die rasche Entsendung zusätz-
licher Militärkapazitäten für die MONUC und,
darüber hinaus, die möglichst baldige Dislo-
zierung aller Brigaden samt der erforderlichen
Truppenunterstützung in den Provinzen Nord-
und Südkivu zu veranlassen;

3. genehmigt die Erhöhung der Personalstärke
der MONUC um 5 900 Missionsmitglieder,
einschließlich bis zu 341 Zivilpolizisten, sowie
die Bereitstellung des entsprechenden Zivil-
personals, der entsprechend bemessenen Luft-
mobilitätskapazitäten und sonstiger Truppen-
unterstützung und bekundet seine Entschlos-
senheit, die Personalstärke und die Struktur der
MONUC unter Berücksichtigung der Entwick-
lung der Lage am Boden regelmäßig zu über-
prüfen;

4. beschließt, daß die MONUC den folgenden Auf-
trag haben wird:
a) in den Hauptzonen möglicher Instabilität

eine Präsenz zu errichten und aufrechtzuer-
halten, um die Wiederherstellung des Ver-
trauens zu fördern, Gewalttätigkeiten zu ver-
hindern, insbesondere indem sie von der
Anwendung von Gewalt zur Bedrohung des
politischen Prozesses abschreckt, und das
Personal der Vereinten Nationen in die La-
ge zu versetzen, ohne Einschränkungen tä-
tig zu werden, insbesondere im östlichen
Teil der Demokratischen Republik Kongo,

b) den Schutz von Zivilpersonen, einschließ-
lich der humanitären Helfer, die unmittel-

bar von körperlicher Gewalttätigkeit be-
droht sind, zu gewährleisten,

c) den Schutz des Personals, der Einrichtun-
gen, der Anlagen und der Ausrüstung der
Vereinten Nationen zu gewährleisten,

d) die Sicherheit und Bewegungsfreiheit ihres
Personals zu gewährleisten,

e) die notwendigen operativen Verbindungen
mit der Operation der Vereinten Nationen
in Burundi (ONUB) sowie mit den Regie-
rungen der Demokratischen Republik Kon-
go und Burundis herzustellen, um die An-
strengungen zur Überwachung und Ab-
schreckung von grenzüberschreitenden Be-
wegungen von Kombattanten zwischen den
beiden Ländern zu koordinieren,

f) in Zusammenarbeit mit der ONUB und ge-
gebenenfalls mit den jeweiligen Regierun-
gen und mit der in Ziffer 10 der Resolution
1533 vom 12. März 2004 genannten Sach-
verständigengruppe die Durchführung der
mit Ziffer 20 der Resolution 1493 vom 28.
Juli 2003 verhängten Maßnahmen zu über-
wachen, einschließlich auf den Seen, na-
mentlich indem sie, wenn sie es für erfor-
derlich hält und ohne vorherige Ankündi-
gung, die Fracht der Luftfahrzeuge und al-
ler Transportfahrzeuge inspiziert, die Häfen,
Flughäfen, Flugfelder, Militärstützpunkte
und Grenzübergänge in Nord- und Südkivu
und in Ituri benutzen,

g) Rüstungsgüter und sonstiges Wehrmaterial,
deren Präsenz im Hoheitsgebiet der Demo-
kratischen Republik Kongo gegen die mit
Ziffer 20 der Resolution 1493(2003) ver-
hängten Maßnahmen verstößt, gegebenen-
falls zu beschlagnahmen oder einzusammeln
und sie auf geeignete Weise zu entsorgen,

h) die Position der bewaffneten Bewegungen
und Gruppen sowie die Präsenz der auslän-
dischen Streitkräfte in den Hauptzonen der
Instabilität zu beobachten, insbesondere in-
dem sie die Nutzung der Landestreifen und
die Grenzen, vor allem auf den Seen, über-
wacht, und rechtzeitig darüber Bericht zu
erstatten;

5. beschließt, daß die MONUC außerdem den fol-
genden Auftrag zur Unterstützung der Regie-
rung der nationalen Einheit und des Übergangs
haben wird:
a) zu den Vorkehrungen für die Sicherheit der

Institutionen und den Schutz der Amtsträ-
ger des Übergangs in Kinshasa beizutragen,
bis die integrierte Polizeieinheit für Kin-
shasa zur Übernahme dieser Verantwortung
bereit ist, und den kongolesischen Behör-
den bei der Aufrechterhaltung der Ordnung
in anderen strategischen Gebieten behilf-
lich zu sein, wie in Ziffer 103 c) des dritten
Sonderberichts des Generalsekretärs emp-
fohlen,

b) zur Verbesserung der Sicherheitsbedingun-
gen für die Gewährung humanitärer Hilfe
beizutragen und bei der freiwilligen Rück-
kehr der Flüchtlinge und Binnenvertriebe-
nen behilflich zu sein,

c) die von den Streitkräften der Demokrati-
schen Republik Kongo geführten Operatio-
nen zur Entwaffnung ausländischer Kom-
battanten zu unterstützen, so auch indem
sie die in Ziffer 75 Buchstaben b), c), d)
und e) des dritten Sonderberichts des Ge-
neralsekretärs aufgeführten Schritte unter-
nimmt,

d) die Demobilisierung und freiwillige Repa-
triierung der entwaffneten ausländischen
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Kombattanten und ihrer Angehörigen zu
erleichtern,

e) zur Entwaffnungskomponente des natio-
nalen Programms zur Entwaffnung, Demo-
bilisierung und Wiedereingliederung kon-
golesischer Kombattanten und ihrer An-
gehörigen beizutragen, indem sie den Pro-
zeß überwacht und gegebenenfalls an eini-
gen sensiblen Standorten die Sicherheit ge-
währleistet,

f) zum erfolgreichen Abschluß des in dem
Globalen und alle Seiten einschließenden
Übereinkommen vorgesehenen Wahlprozes-
ses beizutragen, indem sie bei der Schaf-
fung eines sicheren Umfelds für die Ab-
haltung freier, transparenter und friedlicher
Wahlen behilflich ist,

g) in enger Zusammenarbeit mit den zustän-
digen Organisationen der Vereinten Nati-
onen bei der Förderung und dem Schutz
der Menschenrechte behilflich zu sein, un-
ter besonderer Beachtung der Frauen, Kin-
der und besonders gefährdeten Personen,
Menschenrechtsverletzungen zu untersu-
chen, um der Straflosigkeit ein Ende zu set-
zen, und auch weiterhin bei den Bemühun-
gen mitzuwirken, die sicherstellen sollen,
daß die für schwere Verletzungen der Men-
schenrechte und des humanitären Völker-
rechts verantwortlichen Personen vor Ge-
richt gestellt werden;

6. ermächtigt die MONUC, im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten und in den Gebieten, in denen ihre
bewaffneten Einheiten disloziert sind, die in
Ziffer 4 Buchstaben a) bis g) und in Ziffer 5
Buchstaben a), b) c), e) und f) aufgeführten
Aufgaben durchzuführen;

7. beschließt, daß die MONUC außerdem den Auf-
trag haben wird, im Rahmen ihrer Möglichkei-
ten und unbeschadet der Durchführung der in
den Ziffern 4 und 5 festgelegten Aufgaben, der
Übergangsregierung und den Übergangsbehör-
den im Einklang mit den Verpflichtungen aus
dem Globalen und alle Seiten einschließenden
Übereinkommen Rat und Hilfe zu gewähren,
so auch durch die Unterstützung der drei in Zif-
fer 62 des dritten Sonderberichts des General-
sekretärs vorgesehenen gemeinsamen Kommis-
sionen, um zu ihren Anstrengungen mit dem
Ziel beizutragen,
a) die Verabschiedung wesentlicher Rechts-

vorschriften, einschließlich der künftigen
Verfassung, zu fördern,

b) die Reform des Sicherheitssektors zu för-
dern, einschließlich der Integration der na-
tionalen Verteidigungskräfte und der Kräf-
te der inneren Sicherheit sowie der Ent-
waffnung, Demobilisierung und Wiederein-
gliederung und insbesondere der Ausbil-
dung und Überwachung der Polizei, wobei
ihr demokratischer Charakter und die un-
eingeschränkte Achtung der Menschenrech-
te und Grundfreiheiten sicherzustellen sind,

c) den Wahlprozeß voranzubringen;
8. ersucht den Generalsekretär, dem Rat inner-

halb eines Monats nach der Verabschiedung
dieser Resolution über die Reformen Bericht
zu erstatten, die notwendig sind, um die Ein-
satzführungsstrukturen sowie die Behandlung
militärischer Informationen innerhalb der MO-
NUC zu verbessern und die Zivil- und Po-
lizeikomponente der MONUC zu rationali-
sieren;

9. ersucht den Generalsekretär, über seinen Son-
derbeauftragten für die Demokratische Repu-
blik Kongo alle Tätigkeiten des Systems der

Vereinten Nationen in der Demokratischen Re-
publik Kongo zu koordinieren;

10. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen,
daß seine Sonderbeauftragten für die Demo-
kratische Republik Kongo und für Burundi die
Tätigkeiten der MONUC und der ONUB koor-
dinieren, insbesondere
– indem sie die ihnen zur Verfügung stehen-

den militärischen Informationen teilen, ins-
besondere diejenigen, die grenzüberschrei-
tende Bewegungen bewaffneter Elemente
und den Waffenhandel betreffen,

– indem sie ihre logistischen und administra-
tiven Ressourcen zusammenlegen, soweit
dies nicht die Fähigkeit dieser Missionen
zur Durchführung ihres jeweiligen Mandats
beeinträchtigt, mit dem Ziel, ihre größt-
mögliche Effizienz und Kostenwirksam-
keit sicherzustellen,

– und indem sie gegebenenfalls die Durch-
führung der nationalen Entwaffnungs-, De-
mobilisierungs-, Repatriierungs-, Wieder-
eingliederungs- und Neuansiedlungspro-
gramme koordinieren;

11. betont, daß die Regierung der nationalen Ein-
heit und des Übergangs den in dem Globalen
und alle Seiten einschließenden Übereinkom-
men vorgesehenen Prozeß durchführen und ins-
besondere die in Ziffer 54 des dritten Sonderbe-
richts des Generalsekretärs aufgeführten Emp-
fehlungen umsetzen muß, so auch indem sie
mit Unterstützung der MONUC auf jedem der
genannten Gebiete genaue Pläne und Fristen
erarbeitet;

12. fordert die Regierung der nationalen Einheit
und des Übergangs auf, in enger Zusammenar-
beit mit der MONUC drei gemeinsame Kom-
missionen für wesentliche Rechtsvorschriften,
Reform des Sicherheitssektors und Wahlen
einzusetzen und die Reform des Sicherheits-
sektors durchzuführen, im Einklang mit Zif-
fer 7;

13. fordert die Regierung der nationalen Einheit
und des Übergangs nachdrücklich auf, die Inte-
gration der Sicherheitskräfte, insbesondere der
Streitkräfte, entschlossen und rasch fortzuset-
zen, und unterstreicht, wie wichtig regelmäßi-
ge Sitzungen des Obersten Verteidigungsrats
und dessen Zusammenarbeit mit den interna-
tionalen Partnern der Demokratischen Repu-
blik Kongo, insbesondere mit der MONUC, als
positive Signale des diesbezüglichen Engage-
ments der Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs sind;

14. fordert die Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs nachdrücklich auf, ohne wei-
tere Verzögerung einen Plan zur Entwaffnung
der ausländischen Kombattanten auszuarbeiten
und die Streitkräfte der Demokratischen Repu-
blik Kongo, mit Unterstützung der MONUC,
mit seiner Durchführung zu betrauen;

15. fordert die Regierungen der Demokratischen
Republik Kongo, Burundis, Rwandas und Ugan-
das jede für sich nachdrücklich auf, dafür Sor-
ge zu tragen, daß ihr Hoheitsgebiet nicht zur
Verletzung der Souveränität der anderen be-
nutzt wird, ohne weitere Verzögerung ihre bi-
lateralen Beziehungen vollständig zu normali-
sieren und aktiv zusammenzuarbeiten, um die
Sicherheit entlang ihrer gemeinsamen Grenzen
zu gewährleisten, indem sie insbesondere die
von ihnen unterzeichneten Abkommen zur
Schaffung gemeinsamer Verifikationsmecha-
nismen mit aktiver Beteiligung der MONUC
durchführen, und legt ihnen dringend nahe, zu
diesem Zweck den in Ziffer 55 des dritten Son-

derberichts des Generalsekretärs aufgeführten
Empfehlungen Folge zu leisten;

16. fordert insbesondere die Regierungen der De-
mokratischen Republik Kongo und Rwandas
nachdrücklich auf, gemeinsam sowie mit der
MONUC und der Afrikanischen Union darauf
hinzuarbeiten, die von ausländischen bewaff-
neten Gruppen ausgehende Bedrohung zu be-
seitigen, wie von ihnen in dem am 30. Juli 2002
in Pretoria unterzeichneten Abkommen und in
der am 27. November 2003 in Pretoria unter-
zeichneten Erklärung vereinbart und im Ein-
klang mit dem am 22. September 2004 in New
York unterzeichneten ›Mandat‹;

17. fordert die Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs und die kongolesischen Amts-
träger auf allen Ebenen auf, unter Achtung des
Rechts der freien Meinungsäußerung und der
Pressefreiheit alle notwendigen Schritte zu un-
ternehmen, um zu verhindern, daß die Medien
zur Aufstachelung von Haß oder zur Erzeu-
gung von Spannungen zwischen den Bevölke-
rungsgruppen benutzt werden;

18. fordert die Mitgliedstaaten, die zuständigen in-
ternationalen Organisationen und die Geber
auf, den Übergangsprozeß, die Ausweitung der
Staatsgewalt auf das gesamte Hoheitsgebiet
und die langfristige soziale und wirtschaftliche
Entwicklung in der Demokratischen Republik
Kongo uneingeschränkt zu unterstützen, und
legt ihnen in dieser Hinsicht nahe, den in Ziffer
57 des dritten Sonderberichts des Generalse-
kretärs aufgeführten Empfehlungen nachzu-
kommen;

19. verurteilt entschieden die Gewalthandlungen
und sonstigen Verletzungen des humanitären
Völkerrechts und der Menschenrechte in der
Demokratischen Republik Kongo, insbesonde-
re diejenigen, die gegen Zivilpersonen began-
gen werden, und verlangt, daß alle betroffenen
Parteien und Regierungen in der Region, ein-
schließlich der Regierung der nationalen Ein-
heit und des Übergangs, unverzüglich alle not-
wendigen Schritte unternehmen, um die für die-
se Verletzungen verantwortlichen Personen vor
Gericht zu stellen, die Achtung der Menschen-
rechte und des humanitären Völkerrechts si-
cherstellen, gegebenenfalls mit entsprechender
internationaler Unterstützung, sowie die Sicher-
heit und das Wohlergehen der Zivilbevölkerung
gewährleisten;

20. verlangt, daß alle Parteien bei den Einsätzen
der MONUC voll kooperieren und die Sicher-
heit sowie den ungehinderten und sofortigen
Zugang des Personals der Vereinten Nationen
und des beigeordneten Personals bei der Wahr-
nehmung ihres Mandats im gesamten Hoheits-
gebiet der Demokratischen Republik Kongo ge-
währleisten, verlangt insbesondere, daß alle Par-
teien den Militärbeobachtern der MONUC un-
eingeschränkten Zugang gewähren, einschließ-
lich zu allen Häfen, Flughäfen, Flugfeldern, Mi-
litärstützpunkten und Grenzübergängen, und er-
sucht den Generalsekretär, unverzüglich über
jede Nichtbefolgung dieser Forderungen Bericht
zu erstatten;

21. bekräftigt unter Hinweis auf seine Resolution
1502 vom 26. August 2003 die Verpflichtung
aller Parteien, die Regeln und Grundsätze des
auf sie anwendbaren humanitären Völkerrechts
betreffend den Schutz des humanitären Perso-
nals und des Personals der Vereinten Nationen
in vollem Umfang einzuhalten, und fordert au-
ßerdem alle Beteiligten nachdrücklich auf, dem
humanitären Personal sofortigen, vollen und un-
gehinderten Zugang zu allen hilfsbedürftigen

Vereinte Nationen 1/2005 33



Menschen zu gewähren, wie im anwendbaren
humanitären Völkerrecht vorgesehen;

22. verweist auf den Zusammenhang zwischen der
illegalen Ausbeutung natürlicher Ressourcen
und dem illegalen Handel damit in bestimmten
Regionen und der Anfachung bewaffneter Kon-
flikte und verurteilt im Einklang mit seinen Re-
solutionen 1493(2003), 1533(2004) und 1552
(2004) kategorisch die illegale Ausbeutung der
natürlichen Ressourcen und sonstigen Quellen
des Reichtums der Demokratischen Republik
Kongo, fordert alle Staaten, insbesondere die-
jenigen in der Region und einschließlich der
Demokratischen Republik Kongo selbst, nach-
drücklich auf, geeignete Schritte zur Beendi-
gung dieser illegalen Aktivitäten zu unterneh-
men, nötigenfalls auch mit gerichtlichen Mit-
teln, und dem Rat entsprechend Bericht zu er-
statten, und legt den internationalen Finanzin-
stitutionen dringend nahe, der Regierung der
nationalen Einheit und des Übergangs bei der
Herstellung einer effizienten und transparenten
Kontrolle über die Ausbeutung der natürlichen
Ressourcen behilflich zu sein;

23. begrüßt die Einberufung der internationalen
Konferenz über Frieden, Sicherheit, Demokra-
tie und Entwicklung im Ostafrikanischen Zwi-
schenseengebiet unter Beteiligung aller betrof-
fenen Regierungen unter der Schirmherrschaft
der Afrikanischen Union und der Vereinten Na-
tionen mit dem Ziel, die Stabilität in der Region
zu festigen und Bedingungen herbeizuführen,
die es jedem Staat erlauben werden, das Recht
zu genießen, in Frieden zu leben;

24. ermutigt alle Mitgliedstaaten, gemäß dem Er-
suchen in Ziffer 57 des dritten Sonderberichts
des Generalsekretärs das internationale politi-
sche Engagement im Friedensprozeß in der Re-
gion zu verstärken;

25. bekundet seine tiefe Besorgnis darüber, daß zi-
vile und militärische Mitglieder der MONUC
sexueller Ausbeutung und sexueller Vergehen
beschuldigt wurden, ersucht den Generalsekre-
tär, diese Anschuldigungen weiter umfassend
zu untersuchen, geeignete Maßnahmen im Ein-
klang mit dem Bulletin des Generalsekretärs
über besondere Maßnahmen zum Schutz vor
sexueller Ausbeutung und sexuellem Mißbrauch
(ST/SGB/2003/13) zu ergreifen und den Rat
unterrichtet zu halten, legt ferner der MONUC
nahe, ihr Personal im Hinblick darauf zu schu-
len, daß die volle Einhaltung ihres Verhaltens-
kodexes betreffend Sexualvergehen gewähr-
leistet wird, und fordert die truppenstellenden
Länder nachdrücklich auf, geeignete Diszipli-
nar- und sonstige Maßnahmen zu ergreifen, um
sicherzustellen, daß ihr Personal in Fällen, in
denen es an derartigen Vergehen beteiligt war,
in vollem Umfang zur Rechenschaft gezogen
wird;

26. ersucht den Generalsekretär, den Rat über die
Entwicklung der Lage in der Demokratischen
Republik Kongo regelmäßig unterrichtet zu hal-
ten und ihm vor dem 28. Februar 2005 einen
Bericht über die Durchführung des Mandats
der MONUC vorzulegen, einschließlich einer
Evaluierung der Struktur und der Personalstär-
ke des Militär-, Zivil- und Polizeianteils mit
dem Ziel, diese nach Maßgabe der am Boden
erzielten Fortschritte und der noch zu erledi-
genden Aufgaben anzupassen;

27. bekundet erneut seine nachdrückliche Unter-
stützung für den Sonderbeauftragten des Ge-
neralsekretärs und für die MONUC sowie für
die Anstrengungen, die sie weiterhin unterneh-
men, um den Parteien in der Demokratischen

Republik Kongo und in der Region dabei be-
hilflich zu sein, den Friedensprozeß voranzu-
bringen;

28. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Sierra Leone

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in Sierra Leone (UNAMSIL). – Re-
solution 1543(2004) vom 14. Mai 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

und die Erklärungen seines Präsidenten zur Si-
tuation in Sierra Leone,

– in Bekräftigung des Bekenntnisses aller Staa-
ten zur Achtung der Souveränität, politischen
Unabhängigkeit und territorialen Unversehrt-
heit Sierra Leones,

– in Würdigung der von der Wirtschaftsgemein-
schaft der Westafrikanischen Staaten unternom-
menen Anstrengungen zur Friedenskonsolidie-
rung in der Subregion und den Präsidenten der
Mitgliedstaaten der Mano-Fluß-Union nahele-
gend, den Dialog wieder aufzunehmen und ih-
ren Verpflichtungen zur Konsolidierung des Frie-
dens und der Sicherheit in der Region nachzu-
kommen,

– mit Dank an diejenigen Mitgliedstaaten, die
Truppen, Zivilpolizisten und Unterstützungs-
anteile für die Mission der Vereinten Nationen
in Sierra Leone (UNAMSIL) zur Verfügung
stellen,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 19. März 2004 (S/2004/228),

– die beträchtlichen Fortschritte begrüßend, die
im Einklang mit den Resolutionen des Sicher-
heitsrats 1436(2002) und 1492(2003) im Hin-
blick auf die Erfüllung der Kriterien für die Per-
sonalverringerung der UNAMSIL erzielt wur-
den, und die UNMASIL für die Fortschritte lo-
bend, die sie bislang bei der Anpassung ihrer
Personalstärke, ihrer Zusammensetzung und ih-
rer Kräfteverteilung erzielt hat,

– jedoch feststellend, daß die Fortschritte im Hin-
blick auf die Erfüllung der Kriterien nach wie
vor nicht gefestigt sind und daß es noch immer
einige große Lücken gibt, insbesondere was die
Kapazität der Polizei und der Streitkräfte Sier-
ra Leones betrifft, die Sicherheit und Stabilität
wirksam aufrechtzuhalten,

– erneut erklärend, welche Bedeutung der wirk-
samen Konsolidierung der Stabilität und der
staatlichen Autorität in ganz Sierra Leone, ins-
besondere in den störanfälligen Diamantenpro-
duktionsgebieten und in den Grenzgebieten, zu-
kommt, und betonend, daß die Vereinten Natio-
nen die Regierung Sierra Leones bei der Errei-
chung dieser Ziele auch weiterhin unterstützen
müssen,

– betonend, wie wichtig es ist, daß im Mai 2004
freie, faire und transparente Kommunalwahlen
abgehalten werden, und der Regierung Sierra
Leones nahelegend, mit Hilfe der UNAMSIL
im Rahmen ihres Mandats die notwendigen Vor-
bereitungen zu treffen,

– die Kommission für Wahrheit und Aussöhnung
ermutigend, ihren Bericht so bald wie möglich
vorzulegen, und die Absicht der Regierung Sier-

ra Leones begrüßend, danach eine Menschen-
rechtskommission einzusetzen,

– Kenntnis nehmend von der Analyse des Gene-
ralsekretärs, wonach es notwendig ist, bis zum
Jahr 2005 eine erheblich reduzierte Friedens-
sicherungspräsenz der Vereinten Nationen in
Sierra Leone aufrechtzuerhalten,

– betonend, wie wichtig es ist, daß die Regierung
Sierra Leones so bald wie möglich die volle Ver-
antwortung für die nationale Sicherheit über-
nimmt,

1. beschließt, das Mandat der Mission der Verein-
ten Nationen in Sierra Leone (UNAMSIL) um
einen Zeitraum von sechs Monaten bis zum 30.
September 2004 zu verlängern;

2. begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, den
Zeitplan für den stufenweisen Abzug der UN-
AMSIL im Laufe des Jahres 2004 anzupassen,
um sicherzustellen, daß ihre Militärstärke lang-
samer verringert wird, wie in Ziffer 72 seines
Berichts beschrieben;

3. fordert die Regierung Sierra Leones nachdrück-
lich auf, verstärkte Anstrengungen zum Aufbau
einer wirksamen und stabilen Polizei und Ar-
mee, eines wirksamen und stabilen Strafvollzugs-
systems und einer wirksamen und stabilen un-
abhängigen Richterschaft zu unternehmen, da-
mit die Regierung von der UNAMSIL rasch die
Verantwortung für die Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ordnung in ganz Sierra Leone über-
nehmen kann, und ermutigt die Geber und die
UNAMSIL, im Einklang mit ihrem Mandat, der
Regierung in dieser Hinsicht auch weiterhin be-
hilflich zu sein;

4. legt der Regierung Sierra Leones eindringlich
nahe, ihre Kontrolle und Regulierung des Dia-
mantenabbaus zu verstärken, namentlich durch
die Hochrangige Lenkungsgruppe;

5. beschließt, daß für einen Anfangszeitraum von
sechs Monaten ab dem 1. Januar 2005 eine Rest-
präsenz der UNAMSIL in Sierra Leone verblei-
ben wird, deren Personalstärke bis zum 28. Fe-
bruar 2005 von 5 000 Soldaten im Dezember
2004 auf eine neue Höchststärke von 3 250 Sol-
daten, 141 Militärbeobachtern und 80 Zivilpo-
lizisten verringert wird, und ersucht den Gene-
ralsekretär, ausgehend von den Empfehlungen
in seinem Bericht mit der Planung fortzufah-
ren, um einen nahtlosen Übergang von der der-
zeitigen Konfiguration der UNAMSIL zu der
Restpräsenz zu gewährleisten;

6. bekräftigt seine Absicht, die genauen Aufgaben
der Restpräsenz der UNAMSIL und die Krite-
rien für ihre Dauer bis spätestens zum 30. Sep-
tember 2004 zu bestätigen;

7. ersucht den Generalsekretär, bis zum 15. Sep-
tember 2004 einen Zwischenbericht vorzule-
gen, namentlich über den Fortgang der Arbeit
des Sondergerichtshofs für Sierra Leone, die
Fortschritte bei der Beilegung des Konflikts in
Liberia, weitere Kapazitätssteigerungen der Po-
lizei und der Streitkräfte Sierra Leones und die
verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Mis-
sionen der Vereinten Nationen in der Subregi-
on, samt Empfehlungen für etwaige Verände-
rungen, die auf Grund dieser Fortschritte im Hin-
blick auf die Stärke, die Zusammensetzung, die
Dauer und die Kriterien der Restpräsenz der
UNAMSIL vorgenommen werden könnten;

8. begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, die
sicherheitsbezogene, politische, humanitäre und
die Menschenrechte betreffende Lage in Sierra
Leone weiter genau zu verfolgen und dem Rat
nach entsprechenden Konsultationen mit den
truppenstellenden Ländern und der Regierung
Sierra Leones Bericht zu erstatten, so auch durch
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eine vierteljährliche Bewertung der Fortschrit-
te bezüglich der Kriterien für die Personalver-
ringerung der UNAMSIL, einschließlich der Lei-
stungsfähigkeit des sierraleonischen Sicherheits-
sektors;

9. dankt dem Sondergerichtshof für Sierra Leone
für seine entscheidend wichtige Tätigkeit, nimmt
mit ernster Besorgnis Kenntnis von der prekä-
ren Finanzlage des Gerichtshofs im dritten Jahr
seiner Tätigkeit, fordert alle Länder nachdrück-
lich auf, ihre noch ausstehenden zugesagten Mit-
tel sofort einzuzahlen, unterstützt das Ersuchen,
das der Generalsekretär namentlich in seinem
Bericht vom 14. März 2004 (A/58/733) an die
Generalversammlung gerichtet hat, einen Bei-
trag aus dem ordentlichen Haushalt zur Finan-
zierung des Gerichtshofs zu erwägen, und for-
dert alle Staaten nachdrücklich auf, mit dem
Gerichtshof uneingeschränkt zusammenzuar-
beiten;

10. lobt den Generalsekretär für seine Anstrengun-
gen bezüglich der Zusammenarbeit zwischen
den Missionen der Vereinten Nationen in der
Subregion und begrüßt seine in Ziffer 65 seines
Berichts zum Ausdruck gebrachte Absicht, dem
Rat bis Ende 2004 Empfehlungen vorzulegen,
wie diese Zusammenarbeit verstärkt werden
könnte;

11. ersucht die UNAMSIL, ihre Erfahrungen mit
der Mission der Vereinten Nationen in Liberia
und mit der Operation der Vereinten Nationen
in Côte d’Ivoire auszutauschen und ihrem Auf-
trag in enger Verbindung mit diesen nachzu-
kommen, insbesondere wenn es darum geht, die
grenzüberschreitende Bewegung von Waffen
und Kombattanten zu verhindern und die Ent-
waffnungs-, Demobilisierungs- und Wiederein-
gliederungsprogramme durchzuführen;

12. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in Sierra Leone (UNAMSIL). – Re-
solution 1562(2004) vom 17. September 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

und die Erklärungen seines Präsidenten zur Si-
tuation in Sierra Leone,

– in Bekräftigung des Bekenntnisses aller Staa-
ten zur Achtung der Souveränität, politischen
Unabhängigkeit und territorialen Unversehrt-
heit Sierra Leones,

– in Würdigung der von der Wirtschaftsgemein-
schaft der westafrikanischen Staaten unternom-
menen Anstrengungen zur Friedenskonsolidie-
rung in der Subregion und den Mitgliedstaaten
der Mano-Fluß-Union nahe legend, ihren Dia-
log zur Konsolidierung des Friedens und der
Sicherheit in der Region fortzusetzen,

– die Missionen der Vereinten Nationen in der
Region ermutigend, weitere Anstrengungen zur
Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen ih-
nen zu unternehmen, insbesondere wenn es da-
rum geht, grenzüberschreitende Bewegungen
von Waffen und Kombattanten zu verhüten und
Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wie-
dereingliederungsprogramme durchzuführen,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 10. September 2004 (S/2004/724),

– die weiteren Fortschritte begrüßend, die im Hin-
blick auf die Erfüllung der Kriterien für die
Verringerung der Personalstärke der Mission
der Vereinten Nationen in Sierra Leone (UN-
AMSIL) erzielt wurden, und die UNAMSIL
für die Fortschritte lobend, die sie bislang bei
der Anpassung ihrer Personalstärke, ihrer Zu-
sammensetzung und ihrer Kräfteverteilung er-
zielt hat,

– unterstreichend, wie wichtig es ist, weitere An-
strengungen zu unternehmen, um die Fähigkeit
der Polizei und der Streitkräfte Sierra Leones,
die Sicherheit und Stabilität wirksam aufrecht-
zuerhalten, zu stärken,

– unterstreichend, wie wichtig es ist, daß die UN-
AMSIL und das Landesteam der Vereinten Na-
tionen in Sierra Leone immer enger zusammen-
arbeiten, um einen reibungslosen Übergang nach
dem endgültigen Abzug der UNAMSIL sicher-
zustellen,

– mit Dank für die entscheidend wichtige Arbeit
des Sondergerichtshofs für Sierra Leone, Kennt-
nis nehmend von seinem grundlegenden Bei-
trag zur Herstellung der Rechtsstaatlichkeit in
Sierra Leone sowie allen Staaten nahe legend,
mit dem Gerichtshof uneingeschränkt zusam-
menzuarbeiten,

– feststellend, daß die Situation in Sierra Leone
auch weiterhin eine Bedrohung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit in der
Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, das Mandat der UNAMSIL bis zum
30. Juni 2005 zu verlängern;

2. beschließt außerdem, daß die Restpräsenz der
UNAMSIL, die gemäß Ziffer 5 der Resolution
1537(2004) vom 30. März 2004 für einen An-
fangszeitraum von sechs Monaten ab dem 1.
Januar 2005 in Sierra Leone verbleiben wird,
die folgenden Aufgaben wahrnehmen wird:

Militärische und zivilpolizeiliche Aufgaben
– In Zusammenarbeit mit den Bezirks- und

Provinz-Sicherheitsausschüssen die allge-
meine Sicherheitslage zu überwachen, die
Streitkräfte und die Polizei Sierra Leones
bei der Durchführung von Patrouillen ent-
lang der Grenze und in den Diamantenab-
baugebieten zu unterstützen, gegebenen-
falls auch durch gemeinsame Planungen
und Einsätze, und die wachsende Kapazität
des Sicherheitssektors Sierra Leones zu
überwachen;

– die sierraleonische Polizei bei der Aufrecht-
erhaltung der inneren Sicherheit, einschließ-
lich der Sicherheit des Sondergerichtshofs
für Sierra Leone, zu unterstützen, solange
die UNAMSIL in Sierra Leone verbleibt;

– die sierraleonische Polizei bei der Durch-
führung des Rekrutierungs-, Ausbildungs-
und Mentorprogramms zu unterstützen, mit
dem die Kapazitäten und die Ressourcen
der Polizei verstärkt werden sollen;

– im Rahmen ihrer Möglichkeiten in ihrem
Einsatzgebiet das Personal, die Einrichtun-
gen und die Ausrüstungsgegenstände der
Vereinten Nationen zu schützen und die
Sicherheit und Bewegungsfreiheit des Per-
sonals der Vereinten Nationen zu gewähr-
leisten;

Zivile Aufgaben
– die Repatriierung, Aufnahme, Wiederan-

siedlung und Wiedereingliederung sierra-
leonischer Exkombattanten, die sich im
Ausland aufhalten, zu überwachen;

– die Einhaltung der Menschenrechte zu über-
wachen, zu untersuchen und zu fördern und
darüber Bericht zu erstatten;

– Informationen über Auftrag und Zweck der
Mission zu verbreiten und die Bevölkerung
darüber aufzuklären, einschließlich über Ra-
dio Vereinte Nationen, daß die Regierung
die Hauptverantwortung für die nationale
Sicherheit trägt;

– die Fortschritte bei der Konsolidierung der
Staatsgewalt im ganzen Land zu überwa-
chen;

3. ermächtigt die Restpräsenz der UNAMSIL, al-
le erforderlichen Mittel einzusetzen, um ihren
Auftrag im Rahmen ihrer Möglichkeiten in
ihrem Einsatzgebiet durchzuführen;

4. bekundet seine Absicht, die Restpräsenz der
UNAMSIL im Hinblick auf die folgenden Kri-
terien regelmäßig zu überprüfen:

– Stärkung der Kapazität der Streitkräfte und der
Polizei Sierra Leones zur wirksamen Aufrecht-
erhaltung der Sicherheit und Stabilität im gan-
zen Land;

– Konsolidierung der Staatsgewalt im ganzen
Land;

– Konsolidierung der Dislozierung der Mission
der Vereinten Nationen in Liberia (UNMIL) in
allen Teilen dieses Landes;

5. begrüßt es, daß der Generalsekretär in Ziffer 91
seines Berichts vom 19. März 2004 (S/2004/
228) versichert hat, daß Militärbeobachter, Re-
ferenten für Zivilangelegenheiten, Referenten
für politische Angelegenheiten, Menschen-
rechtsreferenten und Zivilpolizisten in Gebie-
ten, wo sie gemeinsam zum Einsatz kommen,
als integrierte Einheiten fungieren und eng mit
dem jeweiligen Landesteam der Vereinten Na-
tionen zusammenarbeiten werden;

6. fordert die Regierung Sierra Leones nachdrück-
lich auf, verstärkte Anstrengungen zum Auf-
bau wirksamer und stabiler Polizei- und Streit-
kräfte, eines wirksamen und stabilen Strafvoll-
zugssystems und einer wirksamen und stabilen
unabhängigen Richterschaft zu unternehmen,
damit die Regierung so bald wie möglich von
der UNAMSIL die volle Verantwortung für die
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung in
ganz Sierra Leone, einschließlich in den störan-
fälligen Diamantenproduktionsgebieten, über-
nehmen kann, und ermutigt die Geber und die
UNAMSIL, im Einklang mit ihrem Mandat,
der Regierung in dieser Hinsicht auch weiter-
hin behilflich zu sein und sie bei der Wieder-
herstellung der öffentlichen Dienste im ganzen
Land zu unterstützen;

7. begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, die
sicherheitsbezogene, politische, humanitäre und
die Menschenrechte betreffende Lage in Sierra
Leone weiterhin genau zu beobachten und dem
Rat nach entsprechenden Konsultationen mit
den truppenstellenden Ländern und der Regie-
rung Sierra Leones regelmäßig Bericht zu er-
statten;

8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Quelle für die Übersetzungen der UN-Dokumente: Deut-
scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New
York
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